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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Dass die Schweiz eine E-ID schaffen soll, war im Ständerat genauso unbestritten wie im
Nationalrat. Die Frage aber, ob die E-ID ein rein staatliches Produkt sein soll oder ob
der Staat dafür mit privatwirtschaftlichen Anbietern zusammenarbeiten darf, war in der
ständerätlichen Debatte zum E-ID-Gesetz in der Sommersession 2019 mindestens
genauso umstritten. Ähnlich wie der Nationalrat befasste sich also auch der Ständerat
zuerst mit einem Rückweisungsantrag, demzufolge der Bundesrat die Vorlage
dahingehend anpassen müsste, dass die Ausstellung einer E-ID als öffentliche Aufgabe
definiert und eine Verwaltungsstelle mit deren Ausstellung beauftragt wird. Für
Antragstellerin Anita Fetz (sp, BS) war klar, dass die E-ID «genauso wie der rote Pass»
allein vom Staat herausgegeben werden dürfe. Da mit der E-ID zentrale Staatsaufgaben
wie Steuern, elektronische Patientendossiers oder vielleicht einmal E-Voting verknüpft
sein werden, fielen bei deren Verwendung sensible Daten an, die «nicht in private
Hände, auch nicht in datengeschützte private Hände» gelegt werden sollten. Umfragen
hätten gezeigt, dass die Bevölkerung dem Staat diesbezüglich das grössere Vertrauen
entgegenbringe als der Privatwirtschaft. Das vom Bundesrat vorgebrachte Argument,
der Staat könne dem technologischen Wandel nicht genügend folgen, sei im 21.
Jahrhundert gar fragwürdig, denn wenn das tatsächlich so wäre, «dann würde er [der
Staat] sich abschaffen». Wäre der Staat tatsächlich technologisch inkompetent, fragte
Fetz rhetorisch, wie sollte er dann Cybersicherheit schaffen oder ein sicheres E-
Voting-System anbieten können? Überdies befürchtete sie, dass man bestimmte
Dienstleistungen aus dem Kreise der E-ID-anbietenden Firmen nur noch mit einer E-ID
nutzen werden könne, weil diese ein zu starkes Interesse daran hätten, die E-ID zu
promoten. Diese Fehler solle man besser jetzt mittels Rückweisung korrigieren, als das
Scheitern in einer Referendumsabstimmung in Kauf zu nehmen, begründete Fetz ihr
Begehren. Die anschliessende Diskussion um die Machtverteilung zwischen Staat und
Markt bei der E-ID verlief überhaupt nicht entlang der klassischen, parteipolitischen
Links-Rechts-Konfliktlinie. Während sich die SP-Fraktion selbst gespalten zeigte und
Claude Janiak (sp, BL), der noch in der Kommission mit seinem Rückweisungsantrag
gescheitert war, im Rat auf die Unterstützung des Antrags Fetz verzichtete, pflichtete
SVP-Vertreter Hannes Germann (svp, SH) seinem SP-Ratskollegen Paul Rechsteiner (sp,
SG) in dessen Votum für eine staatliche Lösung bei. «Es kommt ja nicht alle Tage vor
[...], dass wir gleicher Meinung sind», kommentierte Germann dies.
Auf der anderen Seite plädierten Kommissionssprecher Beat Vonlanthen (cvp, FR), FDP-
Ständerat Ruedi Noser (fdp, ZH) sowie Bundesrätin Karin Keller-Sutter für Eintreten. Es
handle sich bei der E-ID eben – anders als in den Medien oft kommuniziert – nicht um
einen Ausweis, sondern um ein «qualifiziertes Login», das besonders vertrauenswürdig
sein soll, aber keinen digitalen Pass darstelle, so Keller-Sutter. Als weiteres Argument
gegen die Rückweisung wurde angeführt, schnelles Handeln sei erforderlich, da die
Schweiz im Bereich digitale Identität den Anschluss zu verlieren drohe und
internationale Lösungen, beispielsweise von Google, Facebook oder Apple, diese
Funktion übernehmen könnten, wenn die Schweiz nicht zeitnah eine E-ID anbiete.
Beispiele aus anderen Ländern zeigten zudem, dass rein staatliche Lösungen wie in
Deutschland oder Grossbritannien mit einer Marktdurchdringung von drei Prozent nicht
sehr erfolgreich seien. Demgegenüber erreichten skandinavische Länder, die mit einer
privatwirtschaftlichen Lösung arbeiteten, Marktdurchdringungsraten von bis zu 90
Prozent, was zeige, dass dies auch für die Schweiz der richtige Weg sei. Die Hoheit über
die Personenidentifizierungsdaten bleibe auch bei diesem Modell vollumfänglich beim
Staat, nur müsse der Staat nicht alle Kosten für die technologische Umsetzung selber
tragen. Mit 32 zu 7 Stimmen bei 3 Enthaltungen lehnte der Ständerat den
Rückweisungsantrag schliesslich deutlich ab.
Als Eintreten einmal beschlossen war, verlief die weitere Detailberatung des
Gesetzesentwurfs ausgesprochen unspektakulär. Die grösste Änderung, die der
Ständerat einbrachte, war die Einführung einer unabhängigen, vom Bundesrat zu
wählenden E-ID-Kommission (Eidcom), die anstelle des ursprünglich dafür
vorgesehenen Informatiksteuerungsorgans des Bundes die Anerkennung und Kontrolle
der Identity Provider übernehmen wird. Diese Neuerung, die schon von der Kommission
geschlossen unterstützt worden war, wurde vom Ständerat stillschweigend
gutgeheissen. Zudem strich die kleine Kammer den Artikel über die Sorgfaltspflichten
aus dem Entwurf – ein Anliegen, das im Nationalrat noch gescheitert war – mit der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.06.2019
KARIN FRICK
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Begründung, es sei so klarer, dass ohnehin die Sorgfaltspflichten des OR gelten. Um der
Kritik am privatwirtschaftlichen Modell etwas entgegenzukommen, wurde dem Bund
überdies die Möglichkeit gegeben, jederzeit ein eigenes E-ID-System anzubieten, und
nicht nur ausdrücklich subsidiär zum Markt, sowie sich an privaten Anbietern zu
beteiligen – um diese beispielsweise aufzukaufen, wenn ansonsten die Übernahme
durch ein ausländisches Unternehmen bevorstünde. Mit 33 zu 4 Stimmen bei 2
Enthaltungen stimmte der Ständerat dem Entwurf zu und übergab ihn mit den
geschaffenen Differenzen zurück an den Nationalrat. Am Konzept der staatlich-
privatwirtschaftlichen Aufgabenteilung bei der E-ID wird das Parlament wohl nichts
mehr ändern. Medienberichten zufolge befinde sich die «Allianz gegen die private E-
ID» schon in den Startlöchern für das Referendum. 1

Innere Sicherheit

Auch im Ständerat wurde die mit dem Programm DaziT angestrebte Modernisierung
und Digitalisierung der EZV durchwegs positiv aufgenommen. Die Präsidentin der FK-
SR, Anita Fetz (sp, BS), zeigte sich sogar ausgesprochen begeistert vom Programm und
versicherte dem Bundesrat dafür „ein warmes Ja“ vonseiten der Kommission. Die
Kantonskammer trat in der Herbstsession 2017 ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein,
löste die Ausgabenbremse ohne Gegenstimme und nahm den Bundesbeschluss
einstimmig an. Im Zuge dessen wurden zwei Motionen der FDP-Fraktion (10.3949 und
13.4142) sowie zwei weitere der WAK-NR abgeschrieben, da ihre Forderungen als erfüllt
angesehen wurden. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.09.2017
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Dem Antrag der FK-SR, die Motion Noser (fdp, ZH; Mo. 07.3452) abzuschreiben, folgte
die kleine Kammer oppositionslos. Der Vorstoss sei «wahrlich antik» und dessen vom
Bundesrat beantragte Abschreibung innert der letzten 10 Jahre zweimal abgelehnt
worden. Doch nun sei es an der Zeit, diesem Antrag entgegenzukommen, da die
Entwicklung in der Bundesverwaltung in Richtung der verlangten Zentralisierung der IT-
Leistungserbringung gehe – auch wenn noch lange nicht alles im Lot sei, fasste
Kommissionssprecherin Anita Fetz (sp, BS) zusammen. Auch der Motionär selbst
meldete sich zu Wort: Er habe seine Motion eingereicht, «bevor es das i-Phone und
bevor es Facebook gab» – so Ruedi Noser. Das Anliegen der Zentralisierung von
Diensten sei aber nach wie vor zentral, da man dadurch insbesondere im IT-Bereich
viele Kosten sparen könne. Bundesrat Ueli Maurer nahm beide Voten auf und teilte
sowohl die Bedenken hinsichtlich verschiedener noch bestehender Baustellen («im
Bereich der IKT spielen wir nicht in einer Super League») als auch hinsichtlich der
Möglichkeit für Kosteneinsparung dank Zusammenlegung von Aufgabenbereichen. Der
Bundesrat befasse sich aber intensiv mit der Thematik. Der Finanzminister verwies
dabei auf den Rechenzentren-Verbund und auf die Standarddienste, wie z.B. «Gever»,
die innerhalb der Verwaltung eingesetzt würden. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2017
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

Die FK-SR hatte mit 6 gegen 6 Stimmen bei Stichentscheid ihres Präsidenten
entschieden, der vom Bundesrat vorgeschlagenen Abschreibung der Motion zum
Ausgabenstopp bei den Personalkosten nicht zuzustimmen. Zwar anerkenne die
Kommission, dass das Konzept der Motion als umgesetzt betrachtet werden könne,
führte Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH) aus. Eine Abschreibung könne
aber als falsches Signal verstanden werden, das die Bundesverwaltung als Einladung
interpretieren könnte, den Personalbestand wieder aufzustocken. Man wolle zudem das
Konzept für die mittelfristige Personalplanung abwarten, das für Ende 2018 versprochen
sei. Anita Fetz (sp, BS), die Sprecherin der Minderheit, verwies darauf, dass es eigentlich
keine Minderheit sei, sondern ein «fifty-fifty»-Entscheid, den sie hier vertrete. Die
Motion sei nicht nur bereits vier Jahre alt, ihr Ziel eines fixen Personaldeckels
widerspreche zudem der Logik des neuen Finanzmodells mit Globalbudgets. Der
Bundesrat habe schon zahlreiche Berichte zur Deckelung erstellen lassen, was man im
Ständerat anscheinend «gerne habe»: «[D]ann hat man etwas getan». Zudem gäbe es
zahlreiche Inkonsequenzen: So wolle der Rat das Grenzwachkorps aufstocken, was aber
eben nicht gehe, wenn gleichzeitig eine Personaldecke gefordert werde. Man müsse

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2018
MARC BÜHLMANN
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sich also schon irgendwann entscheiden, was man überhaupt wolle. 
Finanzminister Ueli Maurer rechnete vor, dass die Personalstellen seit 2015 nicht mehr
gewachsen seien. Die Motion habe also tatsächlich ihren Zweck erfüllt. Er wies zudem
darauf hin, dass die Personalverwaltung über Köpfe zu steuern alles andere als effizient
sei. Es wäre für den Bundesrat einfacher, wenn das Parlament über das Budget steuern
würde. Dort sei der Personalbestand ja jeweils ausgewiesen. Weil im Moment sowohl
über Finanzen als auch über Köpfe gesteuert werde, könnten zahlreiche Stellen nicht
besetzt werden. Der «oberste Personalchef des Bundes», wie sich Maurer selber
bezeichnete, wies zudem darauf hin, dass das Personal in der Bundesverwaltung
überdurchschnittlich motiviert sei, wofür auch einmal Dank angebracht wäre.
Die kleine Kammer nahm – vielleicht auch ob der magistralen Worte – den
Minderheitsantrag an und hiess entsprechend die Abschreibung der Motion 15.3494
gut. 4

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Das Rüstungsprogramm 2015 plus war erst zur Frühjahressession 2016 im Ständerat
traktandiert. Auch dort stand vorwiegend das Duro-Geschäft im Zentrum des
Interesses. Bereits in der Eintretensdebatte wurden lange Ansprachen gehalten, unter
anderen von Ständerätin Fetz (sp, BS), die den Antrag stellte, die Finanzierung der
Duro-Revision vom Rüstungsprogramm zu trennen und separat zu behandeln. Die SiK
des Ständerates hatte sich in einer ordentlichen – jedoch zusätzlichen, kurzfristig
einberufenen – Sitzung Anfang März 2016 eingehend mit diesem Posten beschäftigt, wie
ihr Sprecher Baumann (cvp, UR) erklärte. Auch in der zweiten Sitzung hielt die
Kommission jedoch an ihrem ursprünglichen Antrag fest, nämlich dem Ratsplenum die
Annahme gemäss Vorlage der Regierung und in Bestätigung des Nationalrates
vorzuschlagen. Gemäss Baumanns Ausführungen habe die SiK im Vorfeld der
parlamentarischen Beratung umfassende Zusatzinformationen eingeholt und sowohl
mit dem VBS, als auch mit dem Rüstungsamt armasuisse Rücksprache genommen. Den
Sicherheitspolitikerinnen und -politikern sei dabei versichert worden, dass die
vorgeschlagene Lösung die naheliegendste und kostengünstigste sei. Auch eine
Neubeschaffung von vergleichbaren Fahrzeugen, die dem gleichen Leistungskatalog wie
die noch im Einsatz stehenden Duros genügen müssten, wurde geprüft. Jedoch wurde
dieser alternative Weg aufgrund der höheren Stückkosten von geschätzten CHF
290'000 verworfen. 
Die FK sekundierte den SiK-Antrag, dem Geschäft im Sinne des Nationalrates
zuzustimmen. Anita Fetz begründete ihren Vorschlag auf Herauslösung der Duro-
Revision mit vier Aspekten. Ein erster betraf neuste Erkenntnisse, wonach das VBS
offenbar bereits 2013 von einem Duro-Erhalt abgeraten hatte. Der neue
Verteidigungsminister Parmelin habe keine Kenntnis von dieser Empfehlung, weswegen
es angezeigt sei, hier noch zuzuwarten. Ausgerechnet der Kostenfaktor habe damals zu
dieser verwaltungsinternen Skepsis geführt, erklärte Fetz. Zweitens führte sie an, dass
der Umbau schlicht zu teuer sei, und rechnet den Standesvertreterinnen und
-vertretern vor, dass die verbleibenden Kosten, wenn  man die reine Arbeitsleistung
und damit den positiven Effekt auf den Arbeitsmarkt herausrechne, noch immer über
CHF 200 Mio. betragen würden. Drittens gefiel ihr nicht, dass allfällige Kreditreste auf
Kosten anderer Departemente gehen würden. Dass das vorliegende RP nicht als
dringlich eingestuft würde und Beschaffungen getätigt würden, die aufgrund der
Gripen-Niederlage erst möglich geworden seien, störe sie nicht. Dass die SiK einen
Betrag von CHF 34 Mio., welchen die bundesrätliche Botschaft beinhaltet hatte, nun
nicht verwenden wolle, kritisierte sie jedoch: Solche Kreditreste würden am Schluss nur
für den Schuldenabbau eingesetzt, erklärte sie. Zuletzt störte sie, als vierter Punkt ihrer
Begründung, der fehlende Wettbewerb: Der Auftrag werde nicht öffentlich
ausgeschrieben, sondern dem Nachfolgeunternehmen der Duro-Herstellerfirma
übertragen. Ständerat Minder (parteilos, SH) blies ins selbe Horn und kritisierte
insbesondere die Kosten dieses einzelnen Geschäfts. Er griff jedoch auch die
öffentliche Debatte auf, in der die Duro-Aufwertung ebenfalls scharf kritisiert wurde.
Probleme ortete er insbesondere auch in den Modalitäten der Offertenanfragen bei
diversen Anbietern, die in den Augen des Schaffhausers falsch abgelaufen seien.
Letztlich hielt aber auch Minder fest, dass es auf dem Markt günstigere Anbieter gebe.
In diversen weiteren Wortmeldungen wurde das Rüstungsprogramm plus jeweils auf das
Duro-Geschäft limitiert diskutiert – die anderen Beschaffungsanträge schienen,
zumindest in der Eintretensdebatte, unumstritten zu sein. Am Ende teilte der Rat
jedoch die Meinung der Kommission, was sich auch in der Abstimmung zum Antrag Fetz

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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zeigte: Dieser blieb mit 13 zu 31 Stimmen chancenlos.
In der Detailberatung versuchte Anita Fetz abermals, die Duro-Revision zu Fall zu
bringen, scheiterte aber erneut mit dem Antrag, die dafür eingesetzten Gelder zu
streichen. So wurde die Vorlage auch im Ständerat bestätigt und gemäss Antrag der
Regierung angenommen. Mit 32 zu 3 Stimmen bei 10 Enthaltungen wurde auch die
Ausgabenbremse gelöst. Die Gesamtabstimmung resultierte in einer Zustimmung von
30 zu 9 Stimmenn (5 Enthaltungen). 5

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

In der Herbstsession 2015 beschäftigte sich dann auch der Ständerat mit dem Thema
der Standortförderung 2016-2019. Die beiden vom Nationalrat in der Sommersession
geschaffenen Differenzen fanden weder in der ständerätlichen Kommission für
Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR), noch in der kleinen Kammer Unterstützung. Die
Kürzung der Finanzierung von E-Government-Aktivitäten für KMU lehnte der Ständerat
einstimmig ab, um, so die WAK-SR, den Bürokratieabbau voranzutreiben. Auch der neu
geschaffene Artikel 5a, mit dem die nachhaltige Innovation gestärkt werden sollte,
wurde wieder aus dem Mehrjahresprogramm zur neuen Regionalpolitik gestrichen.
Einen Antrag Recordon (gp, VD), der dem Nationalrat folgen wollte, lehnte die kleine
Kammer mit 12 zu 27 Stimmen ab. Dafür schuf der Ständerat seinerseits neue
Differenzen zum Vorschlag des Bundesrates. Beim Bundesbeschluss über die
Finanzhilfe an Schweiz Tourismus folgte er dem Vorschlag der WAK-SR, den
Zahlungsrahmen um CHF 9.5 Mio. auf CHF 230 Mio. zu erhöhen. Eine Minderheit Fetz
(sp, BS), die sich gegen eine Erhöhung aussprach, und ein Antrag Minder (parteilos, SH),
der sich für einen Zahlungsrahmen von CHF 270 Mio. stark machte, blieben ohne Erfolg.
Zudem war der Ständerat der Meinung, dass die Exportförderung nicht nur mit knapp
CHF 90 Mio., sondern mit CHF 94 Mio. unterstützt werden sollte. Wiederum waren eine
Minderheit Fetz, die dem Beschluss des Nationalrates zustimmen und damit dem
Bundesrat folgen wollte, und ein Antrag Minder, der die Exportförderung auf CHF 120
Mio. ausbauen wollte, unterlegen. Damit schickte der Ständerat, der in allen anderen
Punkten mit dem Nationalrat übereinstimmte, das Geschäft zur zweiten Lesung zurück
in die grosse Kammer. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.09.2015
DAVID ZUMBACH

Gesellschaftsrecht

Der Ständerat befasste sich als erster mit der Teilrevision der Vorschriften im
Obligationenrecht über die Rechnungslegung in Unternehmen und gleichzeitig auch
mit der vom Kleinunternehmer Thomas Minder 2007 eingereichten so genannten
„Abzockerinitiative“. Der Bundesrat hatte im Vorjahr die Teilrevision des OR um
Bestimmungen über die Rechte der Aktionäre von börsenkotierten Aktiengesellschaften
bei der Festlegung der Managementsentschädigungen ergänzt. Damit sollte sie einen
indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative bilden. Um die parlamentarischen
Beratungen zu beschleunigen und der Initiative fristgerecht einen Gegenvorschlag
gegenüber zu stellen, beschloss der Ständerat, die Bestimmungen über die
Rechnungslegung herauszulösen und später separat zu behandeln (siehe unten). In der
Eintretensdebatte stellte sich nur Savary (sp, VD) eindeutig hinter die
„Abzockerinitiative“. Andere Abgeordnete der SP (Fetz, BS und Leuenberger, SO) und
der SVP (Reimann, AG und Jenny, GL) behielten sich vor, diese in der Volksabstimmung
zu unterstützen, falls die Aktionärsstellung mit dem Gegenvorschlag nicht klar
verbessert werde. Der Ständerat empfahl mit 26 zu 10 Stimmen die Abzockerinitiative
zur Ablehnung.
nzz
Dass aber in Bezug auf die Festlegung der Managerentschädigungen der Staat aktiv
werden muss war unbestritten. Ein Nichteintretensantrag zur OR-Teilrevision wurde
nicht gestellt. In der Detailberatung hielt sich der Ständerat weitgehend an die
Regierungsvorschläge. Die vom Bundesrat beantragte Abschaffung des
Depotstimmrechts akzeptierte er zwar, führte aber mit dem „Nominee-Modell“ eine
neue Stellvertretung für nicht ins Register eingetragene Aktionäre durch die Depot-
Banken ein. Schweiger (fdp, ZG) begründete dieses Modell damit, dass es die
Stimmbeteiligung erhöhe und damit den Einfluss von Minderheitsaktionären
einschränke. Die vom Bundesrat vorgeschlagene einjährige Amtsdauer von
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Verwaltungsräten, wie sie auch die Volksinitiative vorsieht, lehnte der Ständerat ab, da
eine jährliche Wiederwahl durch die Aktionärsversammlung die Ausrichtung an
kurzfristigen Erfolgsstrategien fördern würde. Er legte sie deshalb auf drei Jahre fest. Er
kam der Abzockerinitiative aber auch etwas entgegen, indem er börsenkotierten
Gesellschaften vorschrieb, dass der Verwaltungsratspräsident zwingend durch die
Aktionäre gewählt werden muss. Der Bundesrat hatte den Entscheid über das
Wahlgremium wie bisher den einzelnen Gesellschaften überlassen wollen. Bei
börsenkotierten Gesellschaften wird in Zukunft die Generalversammlung die
Gesamthöhe der Entschädigungen für Verwaltungsräte genehmigen, und diese müssen
einzeln ausgewiesen werden. Ein Antrag der Kommission, dass neben der
Gesamtsumme der Entschädigung der Geschäftsleitung (Management) nicht nur der
Betrag für den bestbezahlten, sondern für alle Manager individuell ausgewiesen werden
muss, fand jedoch keine Mehrheit. Auch das von der Kommission beantragte und auch
in der Volksinitiative enthaltene Verbot von Abgangsentschädigungen für
Spitzenmanager lehnte er ab. Der Ständerat machte zusätzlich einige Änderungen
zugunsten von KMU, indem er nicht börsenkotierte Aktiengesellschaften von einigen
Transparenzvorschriften gegenüber Minderheitsaktionären befreite. Vor der
Gesamtabstimmung, die mit 26 zu 8 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ausging, erklärten
sich Vertreter der SP, aber auch Stadler (cvp, UR), enttäuscht über diesen „zahnlosen“
und in ihren Augen absolut ungenügenden Gegenvorschlag zur „Abzockerinitiative“. 7

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Über die finanziellen Mittel, die der Landwirtschaft in den Jahren 2014 bis 2017
zukommen sollen, konnten sich die Kammern im Berichtsjahr noch nicht einigen. Nach
längeren Diskussionen beschloss der Nationalrat in einer äusserst knappen
Abstimmung, dass das Budget im Bereich der Grundlagenverbesserungs- und
Sozialmassnahmen um CHF 160 Mio. erhöht werden solle. Der Bundesrat, welchem die
grüne, die grünliberale, die sozialdemokratische Fraktion sowie eine Mehrheit der
Liberalen gefolgt waren, warnte vergeblich davor, dass eine Budgeterhöhung nicht mit
den Vorgaben der Schuldenbremse vereinbar sei. Auch bei der Abstimmung zur
Ausgabenbremse – welche sonst in beiden Räten ausnahmslos einstimmig gelöst
worden war – und bei der Gesamtabstimmung über den Beschluss zu den finanziellen
Mitteln demonstrierten SP und GLP ihre Ablehnung, was jedoch folgenlos blieb. Im
Ständerat endete die Gegenüberstellung des Kommissionsantrages auf Folgeleistung
des nationalrätlichen Entscheids und eines Minderheitsantrages Fetz (sp, BS), der auf
der ursprünglichen Budgetierung beharrte, in einem Patt. Der Ratspräsident äusserte
sich im Stichentscheid zugunsten der Minderheit. Somit werden diese, als auch die
oben erwähnten Meinungsverschiedenheiten zwischen National- und Ständerat, 2013 in
der Differenzbereinigung zur Agrarpolitik 2014 bis 2017 nochmalig thematisiert
werden. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2012
JOHANNA KÜNZLER

Die Mehrheit der WAK-SR stellte den Sparmassnahmen des Bundesrates und dem
Vorschlag des Nationalrates eine eigene Version der finanziellen Mittel für die
Landwirtschaft in den Jahren 2018-2021 gegenüber. Der ständerätliche Vorschlag
entsprach den Zahlen, welche die kleine Kammer schon im Rahmen der Diskussion um
das Stabilisierungsprogramm beschlossen hatte. Die WAK-SR schlug vor, CHF 563 Mio.
für Grundlagenverbesserung und Sozialmassnahmen, CHF 1'747 Mio. für die Förderung
von Produktion und Absatz und CHF 11'250 Mio. für Direktzahlungen zu sprechen. Mit
diesem Vorschlag lag die WAK-SR gesamthaft CHF 273 Mio. über dem bundesrätlichen
Entwurf und CHF 232 Mio. unter der grosszügigeren Version des Nationalrates. Zwei
Minderheitsanträge von Seiten der SP-Fraktion wurden in der Ständeratsdebatte in der
Wintersession 2016 diskutiert. In einem davon forderte Anita Fetz (sp, BS) den
Ständerat dazu auf, dem Vorschlag des Bundesrates zuzustimmen, im anderen
beantragte Christian Levrat (sp, FR), gesamthaft CHF 24 Mio. weniger zu sprechen, als
die Kommissionsmehrheit beabsichtigt hatte. In der Gesamtabstimmung vermochte die
Fassung der Kommissionsmehrheit die Ratsmehrheit mit 33 zu 3 Stimmen (5
Enthaltungen) zu überzeugen. Damit ging der Entwurf zurück zum Nationalrat und ins
Differenzbereinigungsverfahren. 9
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Dezember 2015 befasste sich der Ständerat erstmals mit dem Bundesgesetz über die
Unternehmenssteuerreform III (USR III), das der Bundesrat im Juni präsentiert hatte
und mit dem er den Unternehmensstandort Schweiz zu stärken beabsichtigte. Der
Vorschlag des Bundesrats verfolgte zwei Stossrichtungen: Zum einen sollten die
international nicht mehr akzeptierten Steuerermässigungen von Holding-, Domizil- und
gemischten Gesellschaften abgeschafft werden, zum andern plante der Bundesrat, die
Kantone bei der Senkung der Gewinnsteuersätze, die formell kein Bestandteil der USR
III waren, finanziell zu unterstützen. Die Stossrichtungen der Vorlage waren in ihren
Grundzügen in der kleinen Kammer unbestritten. In den Detailfragen beschlossen die
Ständerätinnen und Ständeräte indes einige Differenzen zum Bundesrat. Mit 26 zu 19
Stimmen folgten sie dem Antrag der vorberatenden Wirtschaftskommission (WAK-SR),
die sich mit 7 zu 4 Stimmen für die Beibehaltung der Emissionsabgaben auf Eigenkapital
ausgesprochen hatte. Dies sei kein zentraler Punkt der Reform. Zudem liessen sich so
jährlich rund CHF 230 Mio. sparen, argumentierte Ständerat Zanetti (sp, SO) im Namen
der Kommissionsmehrheit. Eine Minderheit Keller-Sutter (fdp, SG) hatte für den
Vorschlag des Bundesrats Partei ergriffen – erfolglos. Auch bei der Frage, wie hoch
Dividenden künftig besteuert werden sollten, schuf der Ständerat eine Differenz zur
Regierung. Der Antrag der WAK-SR, dem Vorschlag des Bundesrates zu folgen und die
Teilbesteuerung von Dividenden auf 70% zu vereinheitlichen, scheiterte mit 19 zu 26
Stimmen an einem Minderheitsantrag Schmid (fdp, GR), der den Kantonen in dieser
Frage weiterhin die Federführung überlassen wollte. Die Erhöhung hätte dem Bund CHF
100 Mio. und den Kantonen rund CHF 330 Mio. Mehreinnahmen pro Jahr beschert. Eine
Minderheit Fetz (sp, BS), die Dividenden zu 100% besteuern wollte, war in der kleinen
Kammer indes chancenlos. Wenig überraschend stimmten die Standesvertreter mit 35
zu 6 Stimmen bei 4 Enthaltungen einem Kommissionsantrag, die Kantonsanteile an der
direkten Bundessteuer statt nur auf 20,5 direkt auf 21,2% zu erhöhen, zu. Dadurch
sollten die Kantone zusätzlichen Spielraum zur Senkung der kantonalen
Gewinnsteuersätze erhalten. Dem Bund gingen dadurch rund CHF 150 Mio. jährlich
verloren. Eine weitere Differenz schuf der Ständerat im Bereich des Steuerabzugs von
Aufwendungen für Forschung und Entwicklung. Mit 25 zu 19 Stimmen hiess er einen
Antrag seiner WAK-SR gut, die sogenannte Inputförderung auf 150% der F&E-Mittel zu
begrenzen. Die Kommission wollte damit der Gefahr einer Nullbesteuerung und eines
zu starken kantonalen Steuerwettbewerbs begegnen. Ohne Erfolg blieb indes der Antrag
einer Minderheit Germann (svp, SH), die eine zinsbereinigte Gewinnsteuer in die
Vorlage aufnehmen wollte. Die Bedenken der Kommissionsmehrheit zur internationalen
Akzeptanz einer solchen Massnahme und zu den drohenden Mindereinnahmen bei
Bund (CHF 270 Mio.) und Kantonen (CHF 350 Mio.) teilten in der ersten Beratungsrunde
30 der 44 abstimmenden Ständeräte. Dies passte zum Grundtenor der ersten
ständerätlichen Beratungsrunde, das "Fuder nicht überladen" zu wollen. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2015
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2016 befasste sich der Ständerat erstmals mit der Revision der
Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens, mit der der Bundesrat die
Ungleichbehandlungen zwischen quellenbesteuerten und ordentlich besteuerten
Personen beseitigen will. Die kleine Kammer stimmte der Regierung in den zentralen
Punkten zu. In Zukunft soll entsprechend allen ansässigen Quellensteuerpflichtigen die
nachträgliche ordentliche Veranlagung offenstehen. Zudem sollen auch die
sogenannten Quasi-Ansässigen, die ihren Wohnsitz nicht in der Schweiz haben, aber
über 90% ihres weltweiten Einkommens in der Schweiz erwirtschaften, nachträglich
eine Veranlagung im ordentlichen Verfahren beantragen können. In Übereinstimmung
mit dem Nationalrat kippte die kleine Kammer den bundesrätlichen Vorschlag einer
Solidarhaftungsklausel, nach der Mitglieder der Verwaltung und Geschäftsführung für
die Entrichtung der Quellensteuer gehaftet hätten, definitiv aus der Revision. Der
Ständerat stimmte aber nicht in allen Punkten mit der grossen Kammer überein. Mit 31
zu 9 Stimmen sprach er sich für die vom Bundesrat vorgeschlagenen Bezugsprovisionen
von 1% des gesamten Quellensteuerbetrags aus. Der Nationalrat wollte den Kantonen
einen Spielraum bis 2% lassen. Zudem setzte sich die Mehrheit der vorberatenden
Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR) beim Thema der pauschalen
Quellensteuerabzüge von ausländischen Künstlern gegen eine Minderheit Fetz (sp, BS)
durch. Letztere wollte dem Nationalrat folgen und den Künstlern erlauben, 50% der
Bruttoeinkünfte als Gewinnungskosten pauschal abziehen zu können. Der Bundesrat
hatte einen Abzug von 20% vorgeschlagen. Der Ständerat sprach sich nun mit 25 zu 15
Stimmen für einen Kompromiss und einen Abzug von 35% der Bruttoeinkünfte aus. Der
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Ball liegt nun wieder beim Nationalrat. 11

Nachdem der Vorschlag der WAK-SR bereits ausführlich ausserhalb des Parlaments
diskutiert worden war, folgte im Juni 2018 die Ständeratsdebatte zur Steuervorlage 17.
Kommissionspräsident Pirmin Bischof (cvp, SO) stellte dem Rat den
Kommissionsvorschlag detailliert vor und betonte, der Kompromiss sei kein Diktat, auch
nicht für die Schwesterkommission, aber er stelle «im Moment die beste Lösung» dar.
Um diesen Kompromiss zu erarbeiten, habe die Kommission Vertreterinnen und
Vertreter verschiedenster Organisationen und Behörden angehört, darunter Delegierte
der FDK, des Kantons Zürich, des Städte- und des Gemeindeverbands, von
Economiesuisse oder des Gewerkschaftsbundes. Die ESTV und das BSV hätten zudem
auf Verlangen der Kommission 24 Berichte erstellt. Unter anderem war ein Gutachten
des Bundesamtes für Justiz zum Schluss gekommen, die Vorlage sei
«verfassungsrechtlich vertretbar». Bischof betonte, dass der Kompromiss alle
Eckpunkte des Vorschlags der WAK-SR umfasse und nur in seiner Gesamtheit in dieser
Breite getragen werde. Würden Teile davon verändert, sei diese Unterstützung nicht
mehr vollständig gegeben. Abschliessend betonte Bischof, dass die Kommission offen
sei für Alternativvorschläge. 
Im Ratsplenum rief die Vorlage ebenfalls gemischte Gefühle hervor. Die in
«Bundesgesetz über die Steuerreform und die AHV-Finanzierung» (STAF) umgetaufte
Vorlage sei eine «Sternstunde der parlamentarischen Arbeit», lobte Roberto Zanetti
(sp, SO). Viele Ratsmitglieder betonten hingegen ihre Skepsis, einige wurden sogar
richtig deutlich: Thomas Minder (parteilos, SH) sprach von einer «Birchermüesli-
Politik», Alex Kuprecht (svp, SZ) von einem «Sündenfall» und Werner Luginbühl (bdp,
BE) von einem Kauf von Mehrheiten mit Geschenken. Mehrfach wurde das Gutachten
des BJ als politische Gefälligkeit anstelle einer juristischen Einschätzung bezeichnet.
Finanzminister Maurer wurde nicht müde, die Wichtigkeit der SV17, respektive dem
STAF, zu betonen und den Kompromiss zu loben. 
Inhaltlich gab es kaum Streitpunkte, was die NZZ darauf zurückführte, dass die Vorlage
ein politischer Balanceakt sei: Man könne kein Element ändern, ohne das alles
auseinanderbreche. Dennoch wurden drei Änderungsanträge eingebracht. Eine
Minderheit I Zanetti forderte, die minimale Dividendenbesteuerung der Kantone
gemäss dem Vorschlag des Bundesrates auf 70 Prozent zu erhöhen, da die Kantone
diese Regelung erarbeitet hätten und diese bevorzugen würden. Finanzminister Maurer
pflichtete ihm bei und bat den Rat darum, der Minderheit I zu folgen. Gleichzeitig
beantragte eine Minderheit II Föhn dem Ständerat, darauf zu verzichten, den Kantonen
bezüglich Dividendenbesteuerung Vorgaben zu machen, da die Unternehmen gemäss
dem Vorschlag der WAK-SR bereits genügend zur Kasse gebeten würden. Mit 25 zu 14
Stimmen (5 Enthaltungen) und 26 zu 12 Stimmen (6 Enthaltungen) setzte sich der
Kommissionvorschlag gegen die zwei Minderheitsvorschläge durch. Eine Minderheit
Fetz wollte erreichen, dass die Regeln zum Kapitaleinlageprinzip (KEP) auch auf
Nennwertsenkungen angewendet werden und dass Gratisaktien und
Gratisnennwerterhöhungen unterbunden werden. Anita Fetz (sp, BS) bat um
Zustimmung zu ihrem Minderheitsantrag, damit die bei der Unternehmenssteuerreform
II gemachten Fehler korrigiert werden könnten. Mit 30 zu 11 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) sprach sich der Ständerat gegen eine solche Änderung aus. Unverändert
wurde der Kommissionsvorschlag somit an den Zweitrat weitergereicht. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.2018
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem der Nationalrat bezüglich des Bundesgesetzes über die steuerliche
Behandlung finanzieller Sanktionen entgegen dem ersten Entscheid des Ständerats
einer steuerlichen Abzugsfähigkeit von ausländischen Bussen unter gewissen
Bedingungen zugestimmt hatte, präsentierte die WAK-SR Anfang 2019 diesbezüglich
einen neuen Vorschlag: Ausländische Bussen sollen nur dann abzugsfähig sein, wenn
die Sanktionen gegen den schweizerischen Ordre public verstossen oder die der
Sanktion zugrunde liegenden Handlungen auf gutem Glauben beruhten. Martin Schmid
(fdp, GR) erklärte für die Kommission, dass man die Meinung des Nationalrats teile, dass
für Zahlungen aufgrund von willkürlichen und unfairen ausländischen Gerichts- oder
Verwaltungsentscheiden – zum Beispiel wenn elementare Verfahrensgrundsätze der
EMRK oder des Uno-Paktes verletzt wurden – die Möglichkeit eines Abzugs von den
Steuern geschaffen werden solle. Man habe daher eine «Zwischenvariante» zwischen
den Versionen des Bundesrates und des Nationalrates vorgeschlagen, bei der es jedoch
an den juristischen oder natürlichen Personen liege, solche Verfahrensmängel oder ein
Verhalten nach gutem Glauben gemäss Artikel 3 ZGB nachzuweisen. Anita Fetz (sp, BS)
reichte einen Rückweisungsantrag an die Kommission ein. Sie erklärte, dass sich
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Juristinnen und Juristen ausserhalb der Bundesverwaltung – im Unterschied zu ihren
Kolleginnen und Kollegen innerhalb der Verwaltung – nicht einig gewesen seien, wie die
Klausel bezüglich des «guten Glaubens» genau zu interpretieren sei, da sie viel
Ermessensspielraum lasse. Deshalb solle die Kommission diesen Aspekt nochmals
besprechen und falls nötig präzisieren. Zusätzlich wies sie darauf hin, dass diese
Regelung für die Kantone einen grossen Mehraufwand mit sich bringen würde und dass
diese entsprechend vorgängig angehört werden sollten. Letzteres Argument fand auch
bei Finanzminister Maurer Anklang. Trotz zahlreicher Wortmeldungen, in denen sich
Kommissionsmitglieder über den Rückweisungsantrag erstaunt zeigten und
argumentierten, dass die offene Frage problemlos im Zweitrat diskutiert werden
könnte, hiess der Ständerat den Antrag Fetz mit 21 zu 18 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
gut. 13

Im August 2019 setzte sich die WAK-SR mit dem Bundesgesetz über die direkte
Bundessteuer bezüglich einer ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung
auseinander und zeigte sich mit der bundesrätlichen Botschaft mehrheitlich
einverstanden: Eintreten war unbestritten und die Kommission nahm die Vorlage mit
nur einer Änderung – die Kommission will den Elterntarif nicht abschaffen – mit 8 zu 4
Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. Dennoch war die Behandlung der Vorlage keinesfalls so
einhellig, wie diese Resultate vermuten lassen: Die Kommission lehnte äusserst knapp,
mit 6:6 Stimmen und Stichentscheid des Präsidenten, zwei Rückweisungsanträge an
den Bundesrat zur Schaffung von alternativen Besteuerungsmodellen respektive einer
zivilstandsneutralen Ausgestaltung des Gesetzes ab. Ähnlich knapp sprach sie sich auch
gegen Minderheitsanträge auf die Streichung des Zweiverdienerabzugs, des
Einverdienerabzugs sowie des Verheiratetenabzugs aus. 

Die entsprechenden Minderheitsanträge versprachen Spannung in die Behandlung
durch den Ständerat in der Herbstsession 2019 zu bringen. Eine Minderheit Hefti (fdp,
GL) wollte den Bundesrat beauftragen, auf die Individualbesteuerung oder andere
alternative Steuermodelle zu setzen, während eine Minderheit Caroni (fdp, AR) auch
Paaren im qualifizierten Konkubinat die Möglichkeit geben wollte, die Steuern alternativ
berechnen zu lassen. Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) fasste die neuere
Vorgeschichte dieses Geschäfts zusammen und verwies darauf, dass diese Vorlage
allenfalls als faktischer Gegenvorschlag zur Volksinitiative der CVP, nicht aber als
tatsächlicher, indirekter Gegenvorschlag verstanden werden könne. Die Frist für eine
allfällige erneute Abstimmung, die der Bundesrat auf den 27. September 2020 gesetzt
habe, könne bei einer Verbindung der Initiative mit dieser aktuellen Vorlage und im
Falle der Rückweisung Letzterer an den Bundesrat nicht eingehalten werden. 
In der Folge legte Thomas Hefti seinen Minderheitsantrag dar. Er erklärte, dass der
administrative Mehraufwand durch den sogenannten «Mehrfachtarif mit alternativer
Steuerberechnung» vermutlich deutlich grösser sei, als der Bundesrat jetzt anerkenne,
und dass die Zuordnung der Einkommen, zum Beispiel bei Ehepartnern mit einem
gemeinsamen Geschäft, vermutlich nicht immer so einfach sei. Zudem habe dieser
Vorschlag zahlreiche Probleme zur Folge, die ihrerseits neue Lösungen und Probleme
nach sich zögen. Dies alles könne umgangen werden, wenn man stattdessen auf die im
Kanton Waadt bereits bewährte Individualbesteuerung setze. Andrea Caroni verwies in
der Folge und in Bezug zu seinem Minderheitsantrag darauf, dass es eben nicht nur die
Heiratsstrafe gebe, sondern diese auf Kantonsebene durch verschiedene Boni
aufgehoben würde und es auch einen Heiratsbonus sowie eine Konkubinatsstrafe gebe.
Die aktuelle Vorlage wolle nun wieder eine Bevorzugung eines Zivilstandes schaffen –
Ehepaare würden neu im schlimmsten Fall gleich behandelt wie Konkubinatspaare, aber
allenfalls besser gestellt. Zudem würden diejenigen Instrumente, die zur Milderung der
Heiratsstrafe geschaffen worden seien, konkret also der Verheiratetentarif, der
Zweiverdienerabzug, und neu auch der Einverdienerabzug, beibehalten und die
Verheirateten so sogar noch stärker bevorzugt. «Das wären dann also ein Fünfer, ein
Weggli und ungefähr drei Bäckersfrauen dazu», kritisierte er. Man solle es daher den
Konkubinatspaaren ermöglichen, dieselben Vorteile zu geniessen wie die Verheirateten.

Die folgenden Wortmeldungen verdeutlichten den Graben im Rat: Unterstützung erhielt
der Antrag Hefti von linker Seite; Anita Fetz (sp, BS), Christian Levrat (sp, FR) und Paul
Rechsteiner (sp, SG) meldeten sich unterstützend zu Wort. Konrad Graber (cvp, LU)
hingegen nannte den Minderheitsantrag Hefti aufgrund seiner Wirkung «ein Spielen auf
Zeit», da es im Rat zwei ungefähr gleich starke Lager für die Individualbesteuerung und
für ein Splitting gebe, wie es Hans-Rudolf Merz in seiner Zeit als Finanzminister einmal
formuliert habe. Eine Rückweisung an den Bundesrat habe folglich eine Verzögerung
um zwei bis drei Jahre zur Folge, anschliessend sei man aber noch immer nicht klüger.
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Deshalb solle man diese mit der Verfassung konforme Vorlage, wie sie heute auf dem
Tisch liege, beraten und ihr zustimmen. Mit diesem Fazit zeigten sich Mitglieder der
CVP, der SVP und teilweise der FDP sowie Finanzminister Maurer einverstanden.
Nach zahlreichen Hinweisen verschiedener Sprecher darauf, dass dieses Problem seit
35 Jahren auf eine Lösung warte, sprach sich der Rat ohne Gegenantrag für Eintreten
aus. Mit 25 zu 18 Stimmen stimmte der Ständerat in der Folge jedoch für den
Minderheitsantrag Hefti und somit für eine Rückweisung an den Bundesrat sowie für
eine umfassende Neubehandlung durch Letzteren, worauf Andrea Caroni seinen
Minderheitsantrag zurückzog. 14

Wie angekündigt begann die SP kurze Zeit nach der parlamentarischen Schlussberatung
mit der Unterschriftensammlung für das Referendum gegen die Erhöhung des
Kinderabzugs. Die Partei wehrte sich dagegen, dass zukünftig CHF 10'000 statt wie
bisher CHF 6'500 pro Kind von den Steuern abgezogen werden können. Von diesem
«Reichenbonus» würden Alleinerziehende respektive Eltern mit zwei Kindern erst ab
einem Jahreseinkommen von CHF 100'000 respektive CHF 120'000 profitieren, den
Maximalbetrag erreiche man erst ab CHF 200'000 respektive 300'000, betonten
Exponentinnen und Exponenten der Partei. Bei einem Jahreseinkommen von CHF
100'000 zahle man jährlich CHF 90 bis 210 weniger Steuern, bei einem Einkommen von
CHF 150'000 CHF 168 bis 490 weniger und ab einem Einkommen von CHF 200'000 CHF
910. So kämen entsprechend 70 Prozent der Entlastung den 15 Prozent der Familien mit
den höchsten Einkommen zu Gute. «Die, die jetzt entlastet werden, merken nicht
einmal, dass sie entlastet werden», kritisierte etwa Anita Fetz (sp, BS) die Massnahme.
Stattdessen könnten für dieselben Kosten von CHF 350 Mio. die Prämienverbilligungen
um über 10 Prozent aufgestockt werden. Dieser Kritik hatte Finanzminister Maurer in
der Parlamentsdebatte beigepflichtet: 85 Prozent aller Familien würden kaum oder gar
nicht von der Änderung profitieren. «Das ist eine Steuerentlastung für höhere
Einkommen. Das kann man wollen, aber dann darf man das nicht als Familienvorlage
verkaufen», betonte er. Diese Kritik liess Beat Walti (fdp, ZH) gegenüber der NZZ nicht
gelten: Zwar profitierten die Familien von Gutverdienenden von dieser Änderung, sie
bezahlten aber auch den Grossteil der Steuern – 44 Prozent der Familien mit Kindern
bezahlen keine Bundessteuer – und trügen dadurch eine erhebliche Abgabenlast mit
einer Grenzbelastung gegen 50 Prozent. Wenn man schon die Progression nicht ändern
könne, müsse man halt die Abzüge erhöhen. 
Mit dem Hauptargument des «Reichenbonus» machte sich die SP Schweiz zusammen
mit den Grünen an die Unterschriftensammlung. Unterstützt wurden sie gemäss Medien
ab Ende November von einem liberalen Nein-Komitee – hauptsächlich bestehend aus
Mitgliedern der GLP und einzelnen Jungfreisinnigen. Dieses kritisierte die Erhöhung des
Kinderabzugs als «Herdprämie» oder als «Konkubinatsstrafe». Ursprünglich habe die
Vorlage dazu gedient, die Arbeitsanreize für gutverdienende Frauen zu erhöhen.
Dadurch dass nun die Kinderabzüge aber für alle Familien erhöht würden, würden die
Arbeitsanreize von Frauen mit mehreren Kindern verringert, kritisierte etwa Kathrin
Bertschy (glp, BE) die Änderung. Durch die Unterstützung von Einverdiener-Haushalten
– neben anderen Haushaltsformen – würde auch ein konservatives Familienbild
gestärkt. Unterstützung erhielten die Referendumsführenden dabei auch von Avenir
Suisse. Deren Forschungsleiter Marco Salvi betonte gegenüber der Presse, dass ein
Zielkonflikt zwischen finanzieller Entlastung der Familien und Verbesserung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf bestehe und diese Vorlage nur wenig zur Stärkung
der Vereinbarkeit beitrage – und allenfalls sogar kontraproduktiv sei. Die Experten der
Steuerverwaltung erwarteten gemäss Medien aufgrund sich gegenseitig aufhebender
Effekte auch «keinen nennenswerten Einfluss» auf die Arbeitsanreize von
Zweitverdienenden.
Zwar zeigten sich auch die Kantone nicht erfreut über die Vorlage, zumal sie diese CHF
70 Mio. pro Jahr kosten würde, ohne dass sie zuvor in einer Vernehmlassung die
Möglichkeit gehabt hätten, ihre Meinung zu der Erhöhung der Kinderabzüge kundzutun.
Dennoch wollten sie sich nicht an einem Referendum beteiligen. 

Am 14. Januar 2020 reichte die SP nach eigenen Angaben 60'000 beglaubigte
Unterschriften ein, was die NZZ als «Machtdemonstration» der Partei verstand, die
«scheinbar mühelos» ein Referendum zustandegebracht habe. Parteipräsiedent Levrat
(sp, FR) betonte denn auch gegenüber dem Blick, dass man das Referendum aus
eigener Kraft zustande gebracht habe. Ende Januar bestätigte die Bundeskanzlei das
Zustandekommen des Referendums mit 53'088 gültigen Unterschriften. 15
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Indirekte Steuern

Der Nationalrat befasste sich als Erstrat mit der Ende 2007 vom Bundesrat beantragten
Änderung des Tabaksteuergesetzes. Eine Kommissionsminderheit aus der SVP
beantragte Rückweisung an den Bundesrat mit der Auflage, keine weitere
Steuerbelastung für die Konsumenten vorzusehen; deshalb sollte dem Bundesrat auch
die Kompetenz verweigert werden, in Eigenregie Steuererhöhungen für Tabakwaren
festzulegen. Das links-grüne Lager sprach sich gegen den Rückweisungsantrag aus,
bedauerte aber, dass die Revision nicht konsequent genug erfolge. Insbesondere
stünden die fiskalischen Aspekte mehr im Vordergrund als die gesundheitspolitischen;
auch sei die Angleichung an die Besteuerung in der EU nicht konsequent vollzogen;
Zigarren und Zigarillos würden weiterhin klar weniger hoch besteuert als im EU-Raum,
zudem gebe es Ausnahmen, etwa bei den gesundheitlich nicht weniger
problematischen Produkten des Schnupf- und Kautabaks. Da kein Antrag auf
Nichteintreten gestellt worden war, wurde dieses stillschweigend beschlossen. Der
Rückweisungsantrag der SVP wurde mit 106 zu 59 Stimmen klar abgelehnt, wobei sich
die FDP allerdings gespalten zeigte.

In der Detailberatung beantragte Meier-Schatz (cvp, SG) mit Unterstützung des links-
grünen Lagers, den Kau- und Schnupftabak bei der Besteuerung dem Feinschnitttabak
gleichzustellen. Sie argumentierte, wenn man es mit der Prävention und dem
Jugendschutz ernst meine, dürfe man keine Differenzierung nach Produkten
akzeptieren. Bundesrat und Kommissionsmehrheit machten demgegenüber geltend,
Kau- und Schnupftabak seien Nischenprodukte und würden beispielsweise im
Nachbarland Deutschland gar nicht besteuert, weshalb es einfach wäre, sich diese
Produkte im Ausland zu besorgen. Der Antrag wurde mit 85 zu 72 Stimmen abgelehnt.

Wie bereits in der Eintretensdebatte angekündigt, wollte die SVP die Kompetenz des
Bundesrates zur Vornahme von Steuererhöhungen beschneiden, indem für alle
Tabakprodukte die Belastung nur bis 80% der 2003 geltenden Sätze zugelassen werden
sollte. Bundesrätin Widmer-Schlumpf machte darauf aufmerksam, dass dieses
Begehren gar nicht umsetzbar wäre, da mit dieser Revision mit Ausnahme der
Zigaretten die gesamte Steuerstruktur verändert werde. Schelbert (gp, LU) wollte
hingegen, dass bei den Zigaretten die Erhöhungskompetenz um 80% des Bundesrates
nicht mit Stichdatum 2003 erfolgt, sondern neu ausgehend von den Steuersätzen, die
bei Inkraftsetzung des Gesetzes gelten. Damit würde der Bundesrat die Kompetenz
erhalten, den Preis der Zigarettenpäckchen in den nächsten Jahren nicht nur um 0.60
Fr. zu erhöhen, wie dies aufgrund der seit 2003 erst zu 50% ausgeschöpften
Kompetenz möglich ist, sondern um 2.30 Fr. Beide Anträge wurden recht deutlich
abgelehnt.

Mit einem Einzelantrag wollte Donzé (evp, BE) dem Bundesrat die Kompetenz erteilen,
einen Mindestpreis für Zigaretten festzulegen, um so genannte Lockvogel-Angebote der
Hersteller zu verunmöglichen, die sich insbesondere an Jugendliche richten.
Bundesrätin Widmer-Schlumpf plädierte dafür, den Antrag abzulehnen, da es zu einer
unstatthaften Einmischung in den freien Markt führen würde, worauf dieser mit 123 zu
40 Stimmen abgeschmettert wurde. Einzig die GP votierte geschlossen dafür, die CVP
mehrheitlich.

Um eine Grundsatzfrage ging es beim Antrag aus dem links-grünen Lager, den Anteil an
der Tabaksteuer, der heute der Subventionierung des inländischen Tabakanbaus dient,
in den Tabakpräventionsfonds umzuleiten. Der Sprecher der Minderheit bezeichnete
die heutige Regelung als pervers: Je rund 18 Mio Fr. jährlich flössen heute einerseits in
den Präventionsfonds sowie andererseits in die Unterstützung des Anbaus; das sei, als
würde man die Brandstifter und danach die Feuerwehr gleichzeitig finanzieren. Zudem
hätten die Tabakanbauer (rund 330 Betriebe in der Schweiz) eine Abnahmegarantie
sowie eine Zusicherung, dass man für ihre Produkte den dreifachen Welthandelspreis
bezahle. In den Übergangsbestimmungen des Gesetzes wollte die Minderheit den
Tabakanbauern während zweier Jahre die bisherigen Subventionen für eine Umstellung
des Betriebs zur Verfügung stellen. Der Antrag stiess auf wenig Zustimmung. Selbst die
sonst gesundheitspolitisch aktive CVP betonte, hier gehe es nicht um ein Präventions-,
sondern um ein Steuergesetz; zudem seien die Interessen der Tabakanbauer zu
berücksichtigen. Auch SVP und FDP machten sich für die inländische Tabakproduktion
stark. Weil auch der Bundesrat sehr deutlich für Ablehnung plädierte, da dies das Ende
des einheimischen Tabakanbaus bedeuten würde, wurde der Antrag mit 101 zu 62 zu
Stimmen klar verworfen. Der Entwurf wurde in der Gesamtabstimmung schliesslich mit
99 zu 69 Stimmen angenommen. Die SP- und die SVP-Fraktion zeigten sich allerdings
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unzufrieden über das Gesetz.

Im Ständerat wurde das Eintreten nicht bestritten. Obgleich sie keine entsprechenden
Anträge stellten, nahmen doch drei Votantinnen die Argumente der Minderheit des
Nationalrats wieder auf. Forster (fdp, SG) und Diener (glp, ZH) bedauerten, dass sich der
Bundesrat und die Mehrheit der grossen Kammer gegen Mindestpreise für Zigaretten
gewehrt hätten, da in den letzten Jahren der Markt von Billigzigaretten und der Abgabe
von etablierten Marken zu Dumpingpreisen richtiggehend überschwemmt worden sei,
was eindeutig Jugendliche mit beschränkten finanziellen Mitteln anlocke; die Branche
versuche so, den Rückgang des Tabakkonsums auszugleichen. Fetz (sp, BS) geisselte
erneut die „Doppelmoral“, welche Tabakbauern und Tabakprävention im gleichen
Umfang subventioniere. Beim Kompetenzrahmen für die Steuererhöhungen wollte die
Kommission den im Nationalrat unterlegenen Antrag Schelbert (gp, LU) wieder
aufnehmen (+80% auf dem bei Inkrafttreten des Gesetzes geltenden Preis), unterlag
aber mit 19 zu 18 Stimmen ganz knapp einem Antrag Hess (fdp, OW), seines Zeichens
Präsident der Vereinigung des Schweizerischen Tabakwarenhandels, der dafür plädierte
dem Nationalrat zu folgen. In der Gesamtabstimmung passierte der Entwurf mit 21 zu 1
Stimmen bei 5 Enthaltungen, worauf das Gesetz noch vor Ende Jahr definitiv
verabschiedet werden konnte. 16

Finanz- und Ausgabenordnung

Der Bundesrat beantragte dem Parlament eine Revision des Finanzhaushaltgesetzes mit
dem Ziel, eine Ergänzungsregel zur Schuldenbremse einzuführen. Nach den
gegenwärtigen Bestimmungen haben ausserordentliche Einnahmen und Ausgaben
keinen Einfluss auf den ordentlichen Haushalt, womit sichergestellt wird, dass
einmalige und unvorhersehbare Transaktionen nicht zu grossen Schwankungen in den
ordentlichen Ausgaben führen und somit die Stetigkeit der staatlichen
Aufgabenerfüllung gefährden. Diese Handhabung des ausserordentlichen Haushalts
bewirkt aber auch, dass die nominellen Bundesschulden selbst bei einer
schuldenbremsenkonformen Finanzpolitik ansteigen können. Die nun unterbreitete
Gesetzesrevision belässt zwar den ausserordentlichen Haushalt als Sicherheitsventil
ausserhalb der Schuldenbremse, soll aber durch eine Ergänzung der bestehenden Regel
einen schleichenden Schuldenanstieg verhindern. Die Grundidee besteht darin,
Defizite des ausserordentlichen Haushaltes über den ordentlichen Haushalt
mittelfristig zu kompensieren. Als Steuerungsgrösse dient ein „Amortisationskonto“,
das neu eingeführt wird. Darin werden die ausserordentlichen Einnahmen und
Ausgaben erfasst. Weist es einen Fehlbetrag aus, so ist dieser während der folgenden
sechs Jahre durch Überschüsse im ordentlichen Haushalt abzutragen. Die neue Regel
ist insofern flexibel ausgestaltet, als sie Bundesrat und Parlament keine Vorgaben
macht, wie der Amortisationsbetrag auf die Frist von sechs Jahren zu verteilen ist. Die
Sanierung des ausserordentlichen Haushaltes erfolgt zudem „nachrangig“ zum
ordentlichen Haushalt, weshalb sie allfälligen konjunkturellen Schwankungen Rechnung
tragen kann.

Der Ständerat nahm in der Wintersession als erster die Behandlung dieses Geschäfts
auf. Während die bürgerliche Mehrheit der Finanzkommission auf den Entwurf
eintreten wollte, beantragte Fetz (BS) im Namen der SP Nichteintreten. In dieser
finanzpolitisch turbulenten Zeit sei es der vollkommen falsche Zeitpunkt, eine neue
einengende Regel in der Finanzpolitik zu beschliessen, vor allem weil man noch wenig
Erfahrung mit der 2003 eingeführten Schuldenbremse habe, da man sie noch nicht
über einen ganzen Konjunkturzyklus erlebt habe. Ausserdem sei sie klar dagegen, dass
das Parlament einen weiteren Abbau seiner Budgethoheit vornehme. Sie konnte sich
mit ihrer Argumentation aber nicht durchsetzen: Eintreten wurde mit 27 zu 8 Stimmen
beschlossen.

In der Detailberatung folgte die kleine Kammer mit einer einzigen Ausnahme dem
Bundesrat, indem sie festhielt, dass das Parlament im Fall von ausserordentlichen
Entwicklungen die Amortisation über die Frist von sechs Jahren hinaus erstrecken
kann. Obgleich das Finanzdepartement diesen Zusatz ursprünglich als unnötig
bezeichnet hatte, da eine Finanzregel grundsätzlich vom Normalfall auszugehen habe,
signalisierte Bundesrat Merz hier Einlenken. In der Gesamtabstimmung wurde der
Entwurf mit 26 zu 7 Stimmen angenommen. 17
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Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

In der Sommersession 2015 schoben sich National- und Ständerat das Konsolidierungs-
und Aufgabenüberprüfungspaket 2014 (KAP 2014), das vom Nationalrat in der
vorangegangenen Sondersession nach 18 Monaten Pause wieder behandelt worden war,
mit immer höherer Taktrate gegenseitig zu. Im Unterschied zum Nationalrat wollte die
kleine Kammer in der ersten Lesung weder bei der Verzinsung der IV-Schuld noch im
Bereich der Bundesbeiträge an den Kulturgüterschutz Differenzen zu den vom
Bundesrat vorgeschlagenen Sparmassnahmen schaffen. Einzig bei den geplanten
Massnahmen im Bereich der Landwirtschaft wich sie auf Antrag ihrer vorberatenden
Finanzkommission (FK-SR) vom bundesrätlichen Vorschlag, CHF 56,7 Mio. weniger
auszugeben, ab. Der Ständerat zog die Variante der FK-SR, die sich mit 7 zu 4 Stimmen
dafür ausgesprochen hatte, bei den Bauern CHF 30 Mio. einsparen zu wollen, und damit
auf ihren Vorschlag im Rahmen des Voranschlages 2015 zurückgekommen war, einer
Minderheit Fetz (sp, BS), die den Vorschlag des Bundesrates unterstützte, mit 35 zu 6
Stimmen bei 1 Enthaltung und einer Minderheit Hösli (svp, GL), die wie der Nationalrat
keine Kürzungen bei der Landwirtschaft vornehmen wollte, mit 22 zu 17 Stimmen bei 3
Enthaltungen vor. Neun Tage später hielt der Nationalrat in der zweiten Lesung trotz
des Antrags seiner Finanzkommission (FK-NR), bei der Verzinsung der IV-Schuld dem
Ständerat zu folgen, an allen Differenzen fest. Der Ständerat lenkte seinerseits vier Tage
später, wenn auch knapp und entgegen der Empfehlung der FK-SR, die am Entscheid
der ersten Lesung festhalten wollte, bei den Massnahmen im Bereich der
Landwirtschaft ein. Mit 22 zu 21 Stimmen setzte sich diesmal die Minderheit Hösli
durch, womit die Bauern definitiv von einer Sparrunde verschont blieben. Bereits am
Folgetag ging das KAP 2014 im Nationalrat in die dritte Lesung. Die FK-NR beantragte
der grossen Kammer nun, bei beiden verbleibenden Differenzen auf die Linie des
Ständerates einzuschwenken – mit Erfolg. Mit 96 zu 68 Stimmen bei 1 Enthaltung
stimmte der Nationalrat dem Vorschlag des Bundesrates zu, die IV-Schuld bei der AHV
neu nur noch mit 1% zu verzinsen und damit CHF 132,5 Mio. einzusparen. Die
"unheilige" Allianz aus SVP, SP und Grünen, die sich im Mai noch geschlossen gegen den
Vorschlag gestellt hatte, war auseinandergebrochen. 31 der 46 an der Abstimmung
teilnehmenden Parlamentarierinnen und Parlamentarier der SVP stimmten nun für den
Sparvorschlag des Bundesrates. Die Einsparung von CHF 0,7 Mio. bei den Beiträgen des
Bundes für die Kulturgüterschutz-Dokumentation der Kantone wurde ihrerseits mit 112
zu 56 Stimmen bei 2 Enthaltungen gefasst. Daran änderte sich auch in der
Schlussabstimmung, die am 19. Juni 2015 und damit exakt zweieinhalb Jahre nach dem
Einreichen der Vorlage stattfand, nichts mehr. Das Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspaket 2014 entlastete in seiner Endfassung die Bundesfinanzen
um einen Betrag von insgesamt CHF 631 Mio. 18
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Voranschlag

Das vom Parlament verabschiedete Budget 2008 sah bei veranschlagten Ausgaben von
56 854 Mio Fr. und Einnahmen von 57 976 Mio Fr. einen Einnahmenüberschuss von 1122
Mio Fr. vor. Die veranschlagten Ausgaben lagen 1747 Mio Fr. oder 3,2% über dem Budget
des Vorjahres. Am meisten zusätzliche Mittel benötigten wie bereits im Vorjahr die
Finanzen und Steuern (+789 Mio oder +8,1%), die Bildung und Forschung (+343 Mio oder
6,6%) und die soziale Wohlfahrt (+278 Mio oder 1,6%). Der Bundesrat rechnete mit um
3,5% (+1,9 Mia) höheren Einnahmen als im Vorjahr. Mit höheren Erträgen rechnete er
vor allem bei der direkten Bundessteuer (+1,2 Mia oder 7,8%) und bei der
Mehrwertsteuer (+4,2% oder 820 Mio Fr.). Bei den Stempelabgaben (-275 Mio oder
-8,6%) und den Mineralölsteuern (-50 Mio oder -1,0%) rechnete er hingegen mit
Mindereinnahmen.

Bei der Debatte im Nationalrat um den Voranschlag der Eidgenossenschaft 2008 wurde
ein Antrag Schwander (svp, SZ), welcher den Voranschlag an den Bundesrat
zurückweisen wollte, um diesen um 700 Mio Fr. zu kürzen, abgewiesen. Bei den
Voranschlägen zu den einzelnen Verwaltungseinheiten gab es meist einen
Minderheitsantrag von linker Seite, welcher mehr Geld sprechen wollte und einen von
rechter Seite, welcher für eine Kürzung der veranschlagten Ausgaben eintrat. In den
meisten Fällen konnte sich keiner der Minderheitsanträge durchsetzen. Sehr knapp fiel
die Entscheidung bei einem Minderheitsantrag im Bereich des Bundesamtes für Sport
aus, wo eine linke Minderheit die Aufstockung der Mittel für die nationale Antidoping-
Agentur forderte. Mit einem Stichentscheid des Präsidenten wurde auch dieser Antrag
abgelehnt. Angenommen wurde lediglich ein Minderheitsantrag aus dem rechten Lager,
welcher sich gegen eine Aufstockung der jährlichen Einlage des Infrastrukturfonds beim
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Bundesamt für Strassen ausgesprochen hatte. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat alle Bundesbeschlüsse an.

Differenzen zwischen den beiden Räten gab es in Bezug auf das Departement des
Inneren und das Bundesamt für Kultur. Der Nationalrat wollte den Kredit für die
Förderung der Ausbildung junger Auslandschweizer um 4,6 Mio Fr. erhöhen. Der
Ständerat stimmte dem Nationalrat diesbezüglich zu. Auch beim Bundesamt für Sport
beschloss der Nationalrat eine Erhöhung des Kredits und zwar um 2 Mio Fr., welche
sowohl für den Funktionsaufwand im Globalbudget als auch für Entschädigungen der
Ausbildungsaktivitäten der Kantone verwendet werden. Auch hier stimmte der
Ständerat zu. Beim Eidgenössischen Personalamt beantragte der Nationalrat eine
Erhöhung des Kredites für die Lehrlingsausbildung und die Beschäftigung von
Praktikanten um 700'000 Fr. Auch diese Änderung nahm der Ständerat an. Beim
Bundesamt für Verkehr hatte der Nationalrat mit ziemlich eindeutiger Mehrheit (93 zu
56 Stimmen) den Beratungsaufwand um 800'000 Fr. gekürzt. Dieser Kürzung stimmte
der Ständerat ebenfalls zu.

Im Ständerat gab es ebenfalls einige Minderheitsanträge die scheiterten. Einerseits ein
Antrag Maissen (cvp, GR), welcher beim Bundesamt für Kultur mehr Geld für die
Förderung der Ausbildung junger Auslandschweizer sprechen wollte und gleichzeitig im
Generalsekretariat des Departements des Inneren Einsparungen machen wollte.
Andererseits ein Antrag Büttiker (fdp, SO), welcher dem Bundesamt für Sport mehr Geld
für die Schaffung einer nationalen Agentur gegen Doping sprechen wollte und ein
Antrag Fetz (sp, BS) und Berset (sp, FR), welcher die Position wirtschaftliche
Entwicklungszusammenarbeit aufstocken wollte. Erfolgreich war lediglich ein Antrag
Marty (fdp, TI), welcher Schweiz Tourismus mehr Geld sprechen wollte. Die sieben
Bundesbeschlüsse wurden einstimmig angenommen. 19

Der Bericht des Bundesrates zum Voranschlag 2018 stellte Einnahmen von CHF 71.3
Mia. Ausgaben von 71.2 Mia. gegenüber und erfüllte somit durch ein positives
Finanzsaldo von CHF 103 Mio. die Vorgaben der Schuldenbremse. Die im Vergleich zu
den letzten Jahren deutlich höheren Einnahmen und Ausgaben sind auf zwei
haushaltsneutrale Sonderfaktoren zurückzuführen: die Integration des
Netzzuschlagsfonds von CHF 1.1 Mia. in den Bundeshaushalt sowie die Umwandlung des
Darlehens der Sifem AG über CHF 374 Mio. in Aktienkapital. Im Gegenzug sind auch die
im letztjährigen Stabilisierungsprogramm beschlossenen Sparmassnahmen von rund
einer Milliarde Franken enthalten. Zudem hatte der Bundesrat verglichen mit dem
Voranschlag 2017 Kürzungen bei den ungebundenen Bereichen der
Entwicklungszusammenarbeit, der Landwirtschaft und der Bildung vorgenommen. 
Unklar war, wie die durch die Ablehnung der Reform der Altersvorsorge 2020 frei
gewordenen Mittel von CHF 442 Mio. verwendet werden sollen. Der Bundesrat schlug in
einer Nachmeldung vor, den gesetzlich zulässigen Höchstbetrag von CHF 295 Mio. in
den Bahninfrastrukturfonds (BIF) einzubezahlen und den Rest für den Schuldenabbau
zu verwenden. Dadurch gewänne man gemäss Finanzminister Maurer mehr Flexibilität
für die Zukunft, ohne dass man jetzt aufgrund der Schuldenbremse andernorts stärker
sparen müsse. Die FK-NR beantragte hingegen in einer Kommissionsinitiative (Pa.Iv.
17.496), diese Mittel 2018 einmalig dem AHV-Fonds zukommen zu lassen. Da dies
zwingend einer Gesetzesänderung bedürfte, die Summe mit lediglich einem Prozent der
Jahresausgabe der AHV deren Probleme nicht lösen könne und sich das Parlament erst
kürzlich mit der Problematik von gebundenen Ausgaben beschäftigt hatte, lehnte die
FK-SR diesen Vorschlag jedoch ab. 

In der Ständeratsdebatte erklärte Kommissionspräsidentin Anita Fetz (sp, BS), dass sich
die FK-SR bei ihren Änderungsanträgen gegenüber dem Bundesratsvorschlag auf einige
Schwerpunkte beschränkt habe. Vor allem im Bereich Bildung, Forschung und
Innovation wolle sie weniger sparen als der Bundesrat, wodurch der Aufwand insgesamt
um CHF 70 Mio. und die Einnahmen um CHF 150'000 steigen würden. In der Folge
meldeten sich verschiedene Redner zu Wort, um auf in ihren Augen in der
Budgetdebatte benachteiligte respektive übervorteilte Bereiche – allen voran die
Landwirtschaft und die Armee respektive die Bildung und die Beziehungen zur EU –
hinzuweisen. Finanzminister Maurer verdeutlichte, dass der Voranschlag 2018 kein
neues Sparprogramm sei. Vielmehr habe der Bundesrat Umschichtungen
vorgenommen, die durch Ausgaben in anderen Bereichen (CHF 0.8 Mia. für den NAF,
CHF 0.2 Mia. mehr für Asylausgaben, CHF 0.5 Mia. für die AHV) in Kombination mit der
Schuldenbremse nötig geworden seien. In den übrigen Bereichen habe man lediglich
den vom Parlament durch Annahme der Motion Dittli erteilten Auftrag erfüllt und den
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Teuerungsausgleich der erwarteten geringeren Teuerung angepasst. In der Folge
unterstützte der Ständerat den Bundesrat in den meisten Punkten. Er stimmte der
Einlage von zwei Dritteln der durch die Ablehnung der Altersvorsorge 2020
freigewordenen 442 Mio. in den BIF zu und akzeptierte auch den bundesrätlichen
Vorschlag, die Senkung des technischen Zinssatzes bei der Publica, der Pensionskasse
des Bundes, abzufedern. So soll eine einmalige Einlage von CHF 160 Mio. gewährt
werden, wovon CHF 60 Mio. im Voranschlag 2018 integriert sind, dafür erhalten die
Mitarbeitenden keinen Teuerungsausgleich auf ihre Löhne. Diese Budgetposition hatte
auch bezüglich des gleichzeitig beratenen Nachtrags II zum Voranschlag 2017 zu grossen
Diskussionen zwischen der rechten und linken Ratshälfte geführt. 

Abweichungen vom bundesrätlichen Vorschlag schuf der Ständerat vor allem im Bereich
Bildung und Forschung, wo er die Sparanstrengungen des Bundesrates reduzierte.
Teilweise gegen seine ideologischen Präferenzen stimmte der Ständerat der vom
Bundesrat vorgeschlagenen Reduktion der Direktzahlungen in der Landwirtschaft zu
und reduzierte zusätzlich den Betrag für landwirtschaftliche Strukturverbesserungen.
Zu diesen zwei Massnahmen hatte Anita Fetz als Präsidentin der FK-SR aufgerufen,
nachdem der Nationalrat in der Einigungskonferenz 2017 dem Ständerat in keinem
Punkt entgegengekommen war: Da bei einer Ablehnung des Vorschlags der
Einigungskonferenz zum Budget jeweils der tiefere der von National- und Ständerat
verabschiedeten Beträge übernommen wird, hatte sich der Nationalrat 2017 in allen
umstrittenen Punkten durchgesetzt. Hatte der Ständerat vor einem Jahr noch auf
solche „Spielereien“ verzichtet, habe er jetzt gemäss Fetz „aus den letztjährigen
Fehlern“ gelernt und sich diese Verhandlungsmasse gegenüber dem Nationalrat
bewahrt. 20

In der ersten Sitzung des Differenzbereinigungsverfahrens zum Voranschlag 2018
erledigte der Ständerat kaum Differenzen. Einzig bei der Einlage in die Publica
respektive den Lohnmassnahmen für das Bundespersonal und teilweise bei der
Landwirtschaft schwenkte er auf die Linie des Nationalrates um. Somit verzichtete der
Bund auf die einmalige Einlage in die Publica und erhöhte stattdessen die Löhne des
Bundespersonals um 0.6 Prozent. Im Bereich der Landwirtschaft wurden mehrere
Stimmen aus den SVP-, CVP- und FDP-Fraktionen laut, welche das bisherige Vorgehen
der kleinen Kammer kritisierten. So sei es nicht in Ordnung, dass man mit der
Landwirtschaft – und damit mit den Bauernfamilien – taktische Spiele spiele und sie
„quasi immer so in Geiselhaft“ nehme, betonte zum Beispiel Peter Hegglin (cvp, ZG).
Dem entgegneten Christian Levrat (sp, FR) und Anita Fetz (sp, BS), dass es sich
keinesfalls um Spielchen handle, sondern um eine Gleichbehandlung der zwei Räte.
Man brauche für die nächste Runde des Differenzbereinigungsverfahrens und für die
Einigungskonferenz noch Verhandlungsspielraum, sonst bräuchte der Ständerat
diesbezüglich nicht mehr zu tagen. Dennoch entschied sich die kleine Kammer, dem
Nationalrat bei den landwirtschaftlichen Strukturverbesserungen entgegenzukommen,
und folgte dem bundesrätlichen Vorschlag, der einen Mittelweg zwischen der Position
des Nationalrats und jener des Ständerats in der ersten Runde darstellte. Bei den
Direktzahlungen folgte der Ständerat der Minderheit seiner FK-SR mit 25 zu 17 Stimmen
(0 Enthaltungen) und damit dem Beschluss des Nationalrats. Ansonsten hielt der
Ständerat an seinen Beschlüssen fest. Bei den freigewordenen Geldern der
Altersvorsorge 2020 lehnte er einen Minderheitsantrag Müller Philipp (fdp, AG) ab, der
alles Geld für den Schuldenabbau verwenden wollte. Der nationalrätliche Vorschlag
wurde nicht eingebracht.

Für die erste Sitzung des Differenzbereinigungsverfahrens im Nationalrat beabsichtigte
die FK-NR, zahlreiche Differenzen zu bereinigen, wogegen jedoch wie bereits in der
ersten nationalrätlichen Behandlung des Voranschlags erneut zahlreiche
Minderheitsanträge gestellt wurden. Dennoch pflichtete die grosse Kammer dem Erstrat
in zahlreichen Punkten bei: Der höhere Betrag des Ständerats obsiegte somit bei den
Familienorganisationen und der ausserschulischen Kinder- und Jugendförderung, bei
Swisstopo, den Globalbudgets der Spielbankenkommission, der Steuerverwaltung und
der Finanzkontrolle sowie beim Finanzierungsbeitrag an den ETH-Bereich. Bei der
Unterstützung kultureller Organisationen und beim Globalbudget des SEM setzte sich
der tiefere Betrag des Ständerats durch. Auch bei den vier verbliebenen Differenzen
bezüglich der Landwirtschaft stimmte der Nationalrat der kleinen Kammer zu, wodurch
Letztere, wie Christian Levrat und Anita Fetz befürchtet hatten, ihre Trümpfe für die
übrigen Verhandlungsrunden verlor. Nachdem eingangs dieser Runde im Nationalrat vor
allem darüber diskutiert worden war, ob durch die Verwendung der CHF 442 Mio. für
die AHV der in der Abstimmung vom 24. September 2017 ausgedrückte Volkswille
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verletzt würde oder nicht, hielt die grosse Kammer an ihrem Beschluss fest. Damit
schloss der Voranschlag des Nationalrates jedoch mit einem strukturellen Defizit von 31
Millionen Franken, wodurch die Schuldenbremse nicht eingehalten werden könnte. 

Nachdem der Ständerat in seiner nächsten Sitzung des
Differenzbereinigungsverfahrens lediglich bei der Qualitätssicherung Milch, wo er
ursprünglich dafür sorgen wollte, dass die Branche wie alle anderen auch ihre
Qualitätssicherung selber bezahlt, äusserst knapp eingelenkt hatte, lagen dem
Nationalrat in der letzten Sitzung noch zwölf Differenzen vor. Bei der Kulturabgeltung an
die Stadt Bern, dem Eidgenössisches Hochschulinstitut für Berufsbildung (EHB) sowie
der Finanzierung des Schweizerischen Sozialarchivs und der Schweizerischen
Friedensstiftung swisspeace lenkte der Nationalrat ein. Somit verblieben für die
Einigungskonferenz noch acht Differenzen, wovon vor allem die Frage, was mit den CHF
442 Mio. geschehen solle, finanziell ins Gewicht fiel. 21

Mit acht Differenzen kam der Voranschlag 2018 schliesslich in die Einigungskonferenz.
Hier setzte sich die Version des Nationalrats beim umstrittensten Punkt knapp mit 14 zu
12 Stimmen durch: Die durch die Ablehnung der Altersreform 2020 frei gewordenen
CHF 442 Mio. sollen der AHV zugute kommen, allerdings muss der Betrag auf CHF 370
Mio. reduziert werden, damit die Schuldenbremse eingehalten werden kann. In den
übrigen, finanziell weniger gewichtigen Punkten folgte die Einigungskonferenz dem
Ständerat. 
In der Ständeratsdebatte betonte die Präsidentin der FK-SR, Anita Fetz (sp, BS), dass
sich der Ständerat über die gesamte Budgetdebatte mehrheitlich durchgesetzt habe –
ausser bei den AHV-Millionen. Da sie in der Debatte für alle drei diskutierten Varianten
– Einzahlung in die AHV, in den BIF und Verwendung zum Schuldenabbau – Vor- und
Nachteile gehört habe, bat sie die Ständekammer, „auf der institutionellen Ebene nicht
die gleichen Machtspiele [zu] machen [...] wie unser Schwesterrat“ und entsprechend
den Entscheid der Einigungskonferenz anzunehmen. Dagegen sprach sich eine
Minderheit Müller (fdp, AG) aus. Die CHF 370 Mio. seien „angesichts des effektiven
Finanzbedarfs der AHV [...] eine Placebomassnahme“, und da die gesetzliche Grundlage
dazu innert kürzester Zeit und ohne Vernehmlassung geschaffen werden müsste,
stünde der Voranschlag auf unsicherem Boden. Dieser Minderheit folgte der Ständerat
mit 25 zu 16 Stimmen bei 2 Enthaltungen und lehnte damit den Vorschlag der
Einigungskonferenz ab. 
„Der Ständerat hat das gemacht, was wir letztes Jahr mit dem Voranschlag gemacht
haben. Die Welt dreht sich weiter“, kommentierte Thomas Müller (svp, SG) die
ständerätliche Entscheidung in der abschliessenden Nationalratsdebatte. 
Somit wurde für die noch offenen Positionen der jeweils tiefere Betrag der beiden Räte
aus der dritten Beratungsrunde für den definitiven Voranschlag übernommen. Folglich
flossen die CHF 442 Mio. in den Schuldenabbau, AHV und BIF erhielten keine
zusätzlichen Gelder. Die Sozialhilfe für Asylsuchende, vorläufig Aufgenommene und
Flüchtlinge wurde um CHF 41 Mio. reduziert und folgte somit bereits nicht mehr der
2016 neu geschaffenen Schätzmethode des SEM. Bei der Zollverwaltung wurden keine
30 neuen Stellen für das Grenzwachtkorps geschaffen, die aufgrund des Stellenplafonds
andernorts hätten kompensiert werden müssen. Der Betrag für die höhere Schulbildung
wurde auf dem bundesrätlichen Vorschlag, der Sollwert bei der Bedarfsplanung auf 2
Prozent belassen und die Gelder der Stiftung Schweizerische Theatersammlung sowie
die Entschädigungen an 17 Einsatzbetriebe des Zivildienstes wurden nicht gestrichen.
Insgesamt änderte das Parlament damit den bundesrätlichen Vorschlag auf 15
Positionen. Dadurch umfasste der Voranschlag 2018 budgetierte Ausgaben von CHF
71.027 Mrd. und budgetierte Einnahmen von CHF 71.322 Mrd., was einem Überschuss
von CHF 295 Mio. und einem strukturellen Überschuss von CHF 437 Mio. entspricht. 22
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Im Vergleich zum Nationalrat bereinigte der Ständerat den Voranschlag 2019 in
deutlich kürzerer Zeit und deutlich einhelliger: In den meisten Kommissionsanträgen
folgte der Ständerat stillschweigend ohne Gegenantrag dem Entwurf des Bundesrates
und schuf so einige Differenzen zum Erstrat. Diskussionslos und stillschweigend sprach
sich der Ständerat auch für die vom Bundesrat beantragte und vom Nationalrat
abgelehnte Aufstockung des Funktionsaufwands der EFK aus.
Länger diskutiert wurde hingegen über die Berufungskammer des Bundesstrafgerichts.
Hier hatte die FK-SR keine Änderung zum bundesrätlichen Vorschlag vorgesehen. Beat
Rieder (cvp, VS) erklärte jedoch dem Rat im Rahmen seines Antrags die Problematik des
Bundesstrafgerichts ausführlich: Mitte 2017 hatte man eine neue Berufungskammer für
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das Bundesstrafgericht geschaffen, die sowohl den Sachverhalt als auch die
Rechtsanwendung mit voller Kognition von Urteilen überprüfen soll. Aus der geringen
Anzahl Fälle, mit denen gerechnet worden war, wurden alleine im Jahr 2017 über 70
Urteile, wofür die auf 300 Stellenprozente erhöhte Personalausstattung nicht
ausreichte. Deshalb entschied der Nationalrat stillschweigend, für die
Berufungskammer eine eigene Budgetposition zu schaffen und diese um CHF 1 Mio. auf
CHF 2.9 Mio. aufzustocken. Mit seinem Einzelantrag beabsichtigte Rieder, diesbezüglich
dem Nationalrat zu folgen. Ulrich Meyer, Präsident des Bundesgerichtes, begrüsste im
Namen des Bundesgerichts die Änderung des Nationalrats. In der Folge beantragte
Hannes Germann (svp, SH) als Präsident der FK-SR den Rückzug des Mehrheitsantrags,
wogegen die übrigen Kommissionsmitglieder keine Einwände äusserten und wodurch
der Antrag Rieder angenommen wurde. 
Die andere grössere Debatte drehte sich um die Frage, welche Beträge zu den
verschiedenen WBF-Positionen genau «Dittli-konform» (Anita Fetz, sp, BS) sind, also
mit der Motion von Josef Dittli (fdp, UR; Mo. 16.3705) übereinstimmen, gemäss der die
Teuerung nur ausgeglichen werden soll, wenn sie anfällt. Finanzminister Maurer bat den
Rat diesbezüglich, auf die vorgeschlagenen Erhöhungen der Beträge – die FK-SR schlug
in zwei Fällen einen Mittelweg zwischen Bundesrat und Nationalrat vor und sprach sich
ansonsten für die von der grossen Kammer vorgenommenen Korrekturen aus – zu
verzichten. Man habe die Teuerung bei der ganzen Verwaltung entsprechend der
Motion Dittli herausgerechnet; es sei daher nicht fair, hier die Beträge wieder um die
Teuerung zu erhöhen. Dem widersprach jedoch Anita Fetz: Ein rückwirkender
Teuerungsausgleich, wie ihn der Bundesrat vorgenommen habe, sei nicht Teil der
Motion Dittli. Jedoch habe man im Vergleich zum Nationalrat die aktuelle Teuerung
herausgerechnet, wodurch die teilweise unterschiedlichen Anträge zur grossen
Kammer zu erklären seien. Trotz der Beteuerungen des Finanzministers, dass die
Teuerung bei allen Budgetpositionen gleichermassen berücksichtigt worden sei, nahm
der Ständerat sämtliche Mehrheitsanträge der Finanzkommission zum WBF an und
schuf dadurch auch einige Differenzen zum Nationalrat. 
Kurios mutete schliesslich ein Antrag Hösli (svp, GL) an: Ebenso wie ein im Nationalrat
unterlegener Minderheitsantrag Gmür (cvp, SZ) forderte dieser den Verzicht auf die
Aufstockung des Grenzwachtkorps, obwohl die SVP-Fraktion im Nationalrat die von der
FK-NR vorgeschlagene Aufstockung klar befürwortet hatte. Werner Hösli begründete
den Antrag damit, dass die Standesinitiativen mit Forderung einer Aufstockung des
Grenzwachtkorps aus dem Jahr 2015 stammten, «als sich unsere Grenzbevölkerung zu
Recht in ihrer Sicherheit gefährdet sah». Dies sei jetzt aber nicht mehr der Fall und da
durch die Zusammenlegung der operativen Einheiten von Grenzwachtkorps und Zoll
und der Einführung von DAZIT im administrativen Bereich Personal gespart werden
könne, brauche es diese Aufstockung nicht. Dem stimmte auch Finanzminister Maurer
zu und staunte über die «verkehrte Welt»: «Normalerweise wollen Sie uns Stellen, die
wir Ihnen beantragen, streichen. Hier wollen Sie uns Stellen geben, die wir eigentlich
nicht brauchen.» Der Ständerat sprach sich jedoch in Übereinstimmung mit dem
Nationalrat ebenfalls für die Finanzierung der 44 neuen Stellen aus, tat dies mit 21 zu 20
Stimmen bei 1 Enthaltung jedoch deutlich knapper als die grosse Kammer.  
Ansonsten stimmte der Ständerat dem Erstrat bei zahlreichen Budgetpositionen zu.
Unter anderem stimmte er für die Aufstockung der Budgets des Alpinen Museums
Schweiz, der internationalen Sportanlässe zur Durchführung der Rad-WM in Aigle sowie
der Sicherheitsuntersuchungsstelle, deren Erhöhung der Bundesrat in einer
Nachmeldung aufgrund des Unfalls der Ju-Air beantragt hatte. Differenzen schuf er
unter anderem bezüglich des BAG, der Sozialhilfe für Asylsuchende, vorläufig
Aufgenommene und Flüchtlinge, des Zivildienstes und des Sach- und Betriebsaufwands,
bei denen der Ständerat entsprechend dem bundesrätlichen Vorschlag mehr Geld
sprechen wollte als der Nationalrat. Bei der Landwirtschaft und diversen
Bildungspositionen hatte sich der Nationalrat grosszügiger gezeigt als die
Ständekammer. 
Einstimmig mit 42 zu 0 respektive 43 zu 0 Stimmen nahm der Ständerat sämtliche zum
Budget gehörigen Bundesbeschlüsse an. 23
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Finanzausgleich

Bei der Frage zur Bestückung des Ressourcen- und Lastenausgleichs zwischen Bund
und Kantonen für die Beitragsperiode 2016-2019 setzten sich in der Wintersession
2014 im Ständerat die Nehmerkantone durch und votierten gegen den vom Bundesrat
vorgebrachten Vorschlag, den Ressourcenausgleich auf CHF 2,15 Mrd. zu reduzieren. Im
Vergleich zur Vorperiode hätte dies einer Kürzung von CHF 330 Mio. entsprochen,
wobei der Bund um CHF 196 Mio. und die Geberkantone um CHF 134 Mio. entlastet
worden wären. Dem Weiterführen des Lastenausgleichs stimmte der Ständerat
diskussionslos zu. Ein Minderheitsantrag Fetz (sp, BS), der die vom Bundesrat geplanten
Einsparungen im Ressourcenausgleich zum Ausgleich der Sonderlasten der städtischen
Gebiete hätte einsetzen wollen, wurde durch den Entscheid im Bereich des
Ressourcenausgleichs hinfällig. Im Nationalrat war das Geschäft zum Ende des Jahres
noch hängig. 24
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Energiepolitik

Im Berichtsjahr wurden die Beratungen über die Neuordnung des Strommarktes
fortgeführt, es konnten jedoch noch nicht alle Differenzen ausgeräumt werden. Der
Ständerat widmete sich dem Geschäft in der Herbstsession. Seine vorberatende
Kommission hatte die Vorlage gebündelt und legte dem Plenum nur noch das
Stromversorgungsgesetz vor. In dieses wurde die Änderung des Energiegesetzes
(Förderung erneuerbarer Energien) als Anhang integriert. Auf die Änderung des
Elektrizitätsgesetzes sollte vorerst verzichtet werden. Der Rat trat auf die Vorlage ein.
Gemäss dem Vorschlag seiner Kommission entschied er, den Strommarkt in 2 Schritten
zu öffnen; in der ersten Etappe nur für Grossverbraucher und erst nach Ablauf von 5
Jahren auch für KMU und private Haushalte. Der zweite Öffnungsschritt wurde dem
fakultativen Referendum unterstellt. Ein Einzelantrag von Slongo (cvp, NW), den Markt
sofort für alle Firmen zu öffnen, lehnte der Rat mit 29:7 Stimmen klar ab.  Auf Antrag
seiner Kommission beschloss der Ständerat einstimmig, dass die grossen
Elektrizitätswerke ihre Netze in Aktiengesellschaften überführen und diese innert fünf
Jahren in eine nationale Netzgesellschaft integrieren müssen. Damit kam er sowohl den
Linken als auch den Anhängern eines unverfälschten Marktes entgegen, schaffte aber
eine weitere Differenz zum Nationalrat. Bereits die Eintretensdebatte zu den
erneuerbaren Energien zeigte grundsätzliche Differenzen zwischen Ratsrechter und
Ratslinker. Während linke und grüne Votanten eine weitergehende Unterstützung
forderten, warnten bürgerliche Vertreter vor zu grossen Erwartungen und erklärten,
man könne die Atomkraftwerke nicht einfach beiseite lassen. Der Rat beschloss, dass
die Wasserkraft bis zum Jahr 2030 um 5% ausgebaut werden soll. Die Kommission hatte
eine Steigerung von 7-8% angestrebt. Eine knappe Mehrheit mit Sommaruga (sp, BE) an
der Spitze lehnte diesen Vorschlag ab, weil sie befürchtete, dass dadurch der
Gewässerschutz noch stärker unter Druck geraten könnte. Als weitere Differenz zum
Nationalrat beschloss der Ständerat ein Sparziel. Der Endenergieverbrauch der privaten
Haushalte soll bis zum Jahr 2030 mindestens auf dem heutigen Niveau stabilisiert
werden. Den weitergehenden Antrag von Fetz (sp, BS), den Haushalt-Stromverbrauch
bis 2030 um 15% zu senken, lehnte die kleine Kammer deutlich ab. Nach kurzer
Diskussion nahm der Rat sodann einen Einzelantrag von Lauri (svp, BE) an, wonach im
Gesetz unterstrichen werden soll, dass neue Anlagen zur Energieerzeugung nur an
geeigneten Standorten errichtet werden dürfen. Dem Antragssteller ging es dabei in
erster Linie um Windkraftwerke. Bei der Einspeisevergütung für die Übernahme von
Strom aus erneuerbaren Energien entschied der Ständerat mit 31:4 Stimmen, dass die
Konsumenten einen Zuschlag von bis zu 0,5 Rappen pro Kilowattstunden zahlen sollen.
Die Kommission wollte Unternehmen mit Elektrizitätskosten von mehr als 10% der
Bruttowertschöpfung ganz von der Abgabe zur Finanzierung der Einspeisevergütung
befreien. Der Rat sprach sich mit 26:12 Stimmen dafür aus, Unternehmen mit hohem
Elektrizitätsverbrauch nur teilweise von dieser Gebühr zu entlasten. Im Gegensatz zum
Nationalrat möchte er auch den Strom aus neuen kleinen Wasserkraftwerken mit einer
Leistung bis zu 10 Megawatt kostengerecht vergüten und damit einen finanziellen Anreiz
zum Ausbau der Wasserkraft schaffen. Stark umstritten war die Verteilung der
Fördergelder auf die verschiedenen erneuerbaren Energien. Die Kommission wollte die
maximale Vergütung pro eingespeister Kilowattstunde (kWh) auf das dreifache des
Marktpreises beschränken. Da bei der Fotovoltaik die Produktionskosten weit über dem
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dreifachen Strompreis liegen, wäre diese Vergütung für sie nicht kostendeckend.
Sommaruga (sp, BE) plädierte dafür, die Fotovoltaik nicht durch diese Obergrenze
faktisch von einer Weiterentwicklung auszuschliessen, sondern einen fixen Anteil von
höchstens15% der Einnahmen aus der Einspeisevergütung für ihre Förderung
einzusetzen. Dieser Vorschlag unterlag mit 23:22 Stimmen, wobei Ratspräsident
Büttiker (fdp, SO) den Stichentscheid fällte. Der Rat beschloss mit 25:18 Stimmen dem
Antrag von Epiney (cvp, VS) zu folgen und die maximale Vergütung pro eingespeister
kWh anfänglich auf das Fünffache, später auf das Vierfache und nach 11 Jahren auf das
Dreifache des Marktpreises zu beschränken.

Die Vorlage ging zur Differenzbereinigung zurück an den Nationalrat. Dieser schloss sich
in der Wintersession in den wesentlichen Punkten dem Ständerat an. Er war mit der
Bündelung des Geschäfts in einer einzigen Vorlage, mit der nationalen Netzgesellschaft
und mit dem Ziel der Verbrauchsstabilisierung bis 2035 einverstanden. Beim
Netzzugang blieb hingegen eine gewichtige Differenz zur kleinen Kammer bestehen. Der
Nationalrat befürwortete zwar, den Strommarkt in zwei Schritten zu öffnen und die
vollständige Liberalisierung dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Gegen den
Widerstand der linken Ratsmitglieder stimmte er aber mit 91:85 Stimmen einem
Minderheitsantrag von Rutschmann (svp, ZH) zu. Gemäss diesem Entscheid können sich
Kleinunternehmen zusammenschliessen und bereits in der ersten
Liberalisierungsetappe vom freien Marktzugang profitieren, falls sie einen gemeinsamen
Jahresverbrauch von mindestens 100 Megawattstunden aufweisen. Eine weitere
Differenz blieb beim Artikel über Massnahmen zur Sicherstellung der Stromversorgung
bestehen. Der Nationalrat folgte dem Kommissionsvorschlag und beschloss,
erneuerbare Energien bei der Strombeschaffung zu bevorzugen. Ein Minderheitsantrag
von Rutschmann (svp, ZH), der forderte, in diesem Punkt der kleinen Kammer zu folgen
und erneuerbare Energien nicht zu privilegieren, wurde mit 103:75 Stimmen abgelehnt.
Bei der Förderung von erneuerbaren Energien folgte der Nationalrat dem Antrag seiner
Kommission und beschloss, die Mehrkosten für den Ökostrom auf die Strompreise aller
Konsumenten zu überwälzen und einen Zuschlag von 0,6 Rappen pro Kilowattstunde
(kWh) zu erheben. Der Ständerat hatte einen Zuschlag von 0,5 Rappen beschlossen. Ein
Minderheitsantrag, der besonders stromintensive Unternehmen vom Zuschlag
ausnehmen wollte, wurde im Nationalrat mit 116:57 Stimmen verworfen. Ebenfalls
abgelehnt wurden zwei Minderheitsanträge die anstrebten, den Zuschlag bei 0,3 bzw.
bei 0,5 Rappen pro kWh festzusetzen. 25

Kernenergie

En fin d’année, le Conseil des Etats s’est saisi du projet d’arrêté fédéral concernant
l’approbation et la mise en œuvre des conventions relatives à la responsabilité civile
dans le domaine de l’énergie nucléaire. Ce projet comporte d’une part l’approbation
des Conventions de Paris (1960) et de Bruxelles (1963), du Protocole commun de 1988
et des protocoles d’amendement de 2004, et d’autre part l’adaptation en conséquence
du droit suisse par une révision totale de la loi du 18 mars 1983 sur la responsabilité
civile en matière nucléaire (LRCN). Les révisions de ces deux conventions
internationales survenues entre 1998 et 2004 (protocoles d’amendements) ont
principalement débouché sur la fixation d’un montant minimal de couverture des
risques nucléaires et l’institution d’un système d’indemnisation. Ce dernier comporte
trois tranches : la première, d’un montant de 700 millions d’euros (environ 1'050
millions de francs), provient des ressources des exploitants d’installations nucléaires, le
cas échéant de leur assurance ; la deuxième, de 500 millions d’euros (environ 750
millions de francs), est fournie par l’Etat sur le territoire duquel se trouve l’installation ;
la troisième, de 300 millions d’euros (environ 450 millions de francs), est à la charge de
l’ensemble des Etats parties aux conventions, en fonction d’une clé de répartition.
L’adaptation de la législation, quant à elle, se traduit par l’augmentation du montant de
la couverture d’assurance obligatoire qui passe de 1 milliard de francs plus 10% pour les
intérêts et frais de procédure à 1,8 milliard de francs plus 10%. Suivant la proposition de
sa commission, le Conseil des Etats a décidé d’entrer en matière. Par 33 voix contre 11,
il a rejeté une proposition Fetz (ps, BS), soutenue par les socialistes et les Verts, de
renvoyer le projet au Conseil fédéral avec le mandat de déterminer concrètement et de
façon chiffrée les dégâts potentiels que pourrait provoquer un accident nucléaire de
faible, moyenne, forte ou très forte gravité dans une centrale nucléaire suisse, de sorte
à ce qu’un nouveau projet comporte un montant de garantie « réaliste ». Si les
dispositions relatives à l’approbation des conventions et protocoles ont été adoptées
sans discussion, celles concernant la révision de la LRCN ont quant à elles suscité des
désaccords. Par 23 voix contre 17, les sénateurs ont refusé une proposition de minorité
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Sommaruga (ps, BE) et Lombardi (pdc, TI) visant à augmenter le montant total de la
couverture de 1,8 à 2,25 milliards de francs plus 10%. Par 27 voix contre 9, la Chambre
haute a également rejeté deux propositions Fetz (ps, BS) visant à une hausse, d’une
part, de la couverture privée prise par l’exploitant de „au moins 1 milliard“ à 50 milliards
de francs et, d’autre part, de la couverture assurée par la Confédération d’au moins
500 milliards de francs au lieu de 1,8 milliard. Au final, le Conseil des Etats a adopté le
projet du Conseil fédéral sans amendement par 27 voix contre 8 et 2 abstentions. 26

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitnehmerschutz

Als Erstrat stimmte der Ständerat in der Frühjahrssession der Senkung der Altersgrenze
für den Sonderschutz für Jugendliche am Arbeitsplatz von 20 auf 18 Jahre mit 27 zu 8
Stimmen zu. Damit gelten in Bezug auf Nacht- und Sonntagsarbeit für alle Beschäftigten
ab 18 Jahren die gleichen Schutzbestimmungen. Grundsätzlich hatte auch die Linke
gegen die generelle Senkung der Altersgrenze kaum Einwände; auch für sie machte es
wenig Sinn, für Personen zwischen 18 und 20 Jahren, welche zivilrechtlich als volljährig
gelten, Nachtarbeit grundsätzlich zu verbieten. Ständerätin Fetz (sp, BS) verlangte aber
die Beibehaltung von besonderen Schutzbestimmungen für Lehrlinge. Ein Antrag der
Linken, das Schutzalter für Lehrlinge bei 20 Jahren zu belassen, fand zwar bei einem
Teil der CVP-Abgeordneten, nicht aber bei der Ratsmehrheit Anklang und wurde mit 27
zu 11 Stimmen abgelehnt. Bundesrat Deiss hatte als Gegenargument gegen diesen Antrag
ins Feld geführt, dass die Sozialpartner in Branchen mit regelmässiger Nachtarbeit auch
nach der Gesetzesänderung ohne weiteres Sonderbestimmungen für ihre Lehrlinge
vereinbaren können. Die Jugendsektionen der Gewerkschaften und der SP
protestierten gegen diesen Entscheid und drohten, sollte er vom Nationalrat bestätigt
werden, mit einem Referendum. 27
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Am 3. Juli 2002 hatte der Bundesrat einen vorerst auf drei Jahre begrenzten
Zulassungsstopp für die Eröffnung neuer Arztpraxen erlassen. Damit wollte man
einerseits der ungebremsten Zunahme der Leistungserbringer, insbesondere der
Spezialärzte, entgegenwirken, andererseits die Zuwanderung von jungen Ärzten aus
dem EU-Raum in Grenzen halten, welche mit dem Inkrafttreten des
Freizügigkeitsabkommens im Personenverkehr der Schweizer Ärzteschaft bei der
Eröffnung einer eigenen Praxis gleichgestellt wurden. In beiden Punkten war man nicht
sehr erfolgreich. Die Zahl der Ärzte in freier Praxis nahm schweizweit zwischen 2002
und 2006 um 14% zu, der Anteil unter ihnen, der über kein schweizerisches
Ärztediplom verfügt, erfuhr in diesem Zeitraum fast eine Verdoppelung und stieg von
knapp 3,5 auf gegen 6,5%. Der Zulassungsstopp wurde stets nur als vorübergehende
Massnahme erachtet, bis bei der Revision des KVG neue Modelle für das Anrecht von
Ärzten auf Abrechnung über die Grundversicherung eingeführt werden. Beim zweiten
Anlauf zur KVG-Revision – die erste war 2003 in der Schlussabstimmung im Nationalrat
gescheitert – präsentierte der Bundesrat separate Vorlagen zu den einzelnen
Bereichen, um nicht wieder an einem Junktim und unheiligen Allianzen zu scheitern. Als
Ablösung des Zulassungsstopps stellte er ein Modell vor, welches eine Aufhebung des
Kontrahierungszwangs der Krankenversicherer mit sämtlichen Leistungserbringern und
die Förderung von (günstiger arbeitenden) Ärztenetzwerken vorsieht (HMO-Praxen,
Managed-Care-Systeme). Da diese Teilrevision seither angesichts heftiger Widerstände
insbesondere aus der Ärzteschaft in der zuständigen Ständeratskommission vor sich hin
dümpelt, hatten die Räte 2004 einer Verlängerung des Stopps bis 2008 zugestimmt.
Weil auch in der Folge keine Fortschritte erzielt wurden, beantragte der Bundesrat eine
erneute Verlängerung bis Ende 2010. (Zu den einzelnen Vorlagen zur Revision des KVG
siehe hier)

Im Ständerat räumte die Kommissionssprecherin ein, dass die Massnahme ihren Zweck
„kaum, wenig oder gar nicht“ erfüllt. Der Verzicht auf die Weiterführung ohne
gleichzeitig eine Anschlussregelung zu treffen, berge aber das Risiko einer
unkontrollierten Mengenausweitung. Im Übrigen hätten die Kantone die Möglichkeit, die
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Anwendung des Zulassungsstopps sehr differenziert auszugestalten, weshalb
vorderhand kein Ärztemangel zu befürchten sei. Angesichts der Verzögerungen beim
Aufheben des Vertragszwangs war Eintreten unbestritten. Eine Kommissionsminderheit,
vertreten durch Fetz (sp, BS), beantragte einen gelockerten Zulassungsstopp, indem die
Grundversorger davon ausgenommen würden. Profitieren würden davon die
Allgemeinmediziner, Internisten, Ärzte in Gruppenpraxen, Kinderärzte, Hebammen und
Gynäkologen. Dieser Vorschlag wurde mit 28 zu 9 Stimmen abgelehnt. Mit 28 zu 8
Stimmen stimmte die kleine Kammer der Verlängerung zu. 28

Medikamente

Anfang 2013 hatte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des Heilmittelgesetzes
(HMG) publiziert, zu einer Behandlung der Vorlage kam es jedoch erst in der
Sondersession des Nationalrats im Mai 2014. Das Heilmittelgesetz dient dem Schutz der
Gesundheit von Mensch und Tier und soll gewährleisten, dass nur sichere, qualitativ
hochstehende sowie wirksame Heilmittel auf den Markt gebracht werden können. Es
bestehe jedoch noch Handlungsbedarf beim Zugang der Bevölkerung zu Arzneimitteln,
bei der Überwachung des Marktes durch die Behörden, bei der Regelung der
geldwerten Vorteile und beim Vollzug; deswegen wurde diese 2. Etappe der
Heilmittelgesetzrevision lanciert. 
Inhaltlich betreffen die Änderungen unter anderem die vereinfachte Zulassung von
synthetischen Arzneimitteln, sowie auch von Komplementär- und Phytoarzneimitteln.
Ebenfalls sollen die Bestimmungen über die Abgabe von Arzneimitteln angepasst und
die Marktüberwachung verstärkt werden. Auch bei der Arzneimitteltherapie in der
Kinderheilkunde sollen Verbesserungen herbeigeführt werden. Zudem sollen
Anpassungen bei den Datenschutzbestimmungen und den Regelungen in den Bereichen
Straf- und Verwaltungsstrafrecht vorgenommen werden. Mit der präsentierten Vorlage
sollen die Aufträge von Parlament und Bundesrat umgesetzt werden. Gleichzeitig gelte
es, die höchst unterschiedlichen Ansprüche von Industrie, Handel und Fachpersonen
sowie der Patientinnen und Patienten zu berücksichtigen, ohne dabei die Interessen
der Gesellschaft an einem funktionierenden Gesundheitssystem zu vernachlässigen. Die
komplexe Gesetzesrevision wurde für die Beratungen im Parlament in sechs Blöcke
eingeteilt, welche in der Folge chronologisch wiedergegeben werden.
Die vorberatende SGK des Nationalrates hatte 2013 und bis Anfang 2014 in mehreren
Sitzungen das HMG besprochen und gelangte mit einer Reihe von Änderungsanträgen
ans Ratsplenum. Eintreten war unbestritten, merkten doch auch alle Fraktionsvertreter
an, die Revision des HMG sei nötig und zielführend. Gleichwohl galt es in der
Detailberatung über zahlreiche Anträge zu befinden. Zunächst wurde ein Antrag Fässler
(cvp, AI) deutlich gutgeheissen. Gegenüber dem Bundesratsentwurf wurde damit die
Selbstdispensation, also die Medikamentenabgabe durch Ärztinnen und Ärzte (im
Gegensatz zum Apothekermonopol) gefestigt. Etwas weniger deutlich fand ein
Kommissionsantrag den Weg ins Gesetz. Dieser sah vor, dass Arzneimittel, die bereits
am 1. Januar 2002 in einem Kanton zugelassen waren und sich zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens der HMG-Revision immer noch in Verkehr befinden, entsprechend zu
kennzeichnen sind und ausschliesslich im betreffenden Kanton vertrieben werden
dürfen. Eine Minderheit Carobbio (sp, TI) und mit ihr eine Mehrheit der FDP-Liberalen
und der Grünen Fraktion wehrten sich vergebens gegen den Kommissionsvorschlag.
Andere Minderheitsanträge, ebenfalls aus SP-Kreisen, betrafen mehrere Regelungen
zum Unterlagenschutz, der vom Bundesrat grundsätzlich auf zehn Jahre festgelegt
wurde. Im einen Fall wollte die Kommissionsminderheit vergeblich einen
Mehrheitsantrag verhindern, der den Unterlagenschutz auch bei Arzneimitteln, die
durch bedeutende präklinische oder klinische Prüfungen zugelassen wurden, auf zehn
Jahre festlegen wollte. In einem weiteren Fall unterlag die Minderheit gegen den Antrag,
den Unterlagenschutz zu streichen, der auf Antrag gewährt werden kann, wenn es sich
um wichtige Arzneimittel für seltene Krankheiten handelt, die in Übereinstimmung mit
dem pädiatrischen Prüfkonzept entwickelt wurden. Diskussionslos wurde auch eine
Anpassung im Bereich der vereinfachten Zulassung von Arzneimitteln beschlossen:
Zusätzlich zu den in der Regierungsvorlage geschilderten Gründe für eine vereinfachte
Zulassung sollten in der Schweiz auch Arzneimittel vereinfacht auf den Markt gebracht
werden können, deren Wirkstoffe in mindestens 5 Ländern der EU und EFTA seit
mindestens 10 Jahren in zugelassenen Arzneimitteln (Referenzpräparate) verwendet
werden. Ebenfalls unter die vereinfachte Zulassung fallen sollen Arzneimittel, die seit
mindestens 30 Jahren verwendet werden, wobei für mindestens 15 Jahre davon auch
eine Zulassung in Ländern der EU und EFTA nachgewiesen werden muss. Eine Regelung
zur Verschreibungspflicht (Ausstellen von Rezepten) wurde auf Antrag Humbel (cvp, AG)
geändert. Ruth Humbel schlug vor, den Artikel mit der Möglichkeit für Patientinnen und
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Patienten zu ergänzen, auf das Ausstellen eines Rezepts in Papierform zu verzichten.
Dies sei vor allem dann naheliegend, wenn die Arzneimittel direkt beim behandelnden
Arzt bezogen würden. Ein Gegenantrag Pezzatti (fdp, ZG) wollte die
Verschreibungspflicht aufheben, blieb jedoch gegen den Antrag Humbel chancenlos.
Zum Versandhandel von Medikamenten wurde ein Einzelantrag Gilli (gp, SG)
angenommen, wonach bei Bestellungen von rezeptpflichtigen Arzneimitteln das Rezept
nicht eingeschickt werden muss (wie ursprünglich von der Kommission vorgeschlagen).
Erfahrungen zeigten, dass dies nicht praktikabel sei. Weiter soll die Bewilligungen
erteilende Behörde nach wie vor der Kanton sein und nicht, wie vom Bundesrat
vorgeschlagen, das Heilmittelinstitut. Dieser Minderheitsantrag de Courten (svp, BL)
kam mit 92 zu 91 Stimmen bei 4 Enthaltungen hauchdünn durch. Letztlich wird damit
der Status quo beibehalten. Die übrigen Kommissionsanträge, vorwiegend
unumstrittene Präzisierungen gegenüber der Regierungsvorlage, wurden angenommen.
In einem zweiten Block wurden Anpassungen besprochen, welche auch das
Krankenversicherungsgesetz tangieren. Regierung und Kommission schlugen vor,
Medikamentenrabatte zu verbieten. Auf Antrag Humbel (cvp, AG) wurde dieser Passus
jedoch anders formuliert: Zwischen Kassen und Pharmafirmen ausgehandelte Rabatte
sollen erlaubt bleiben, wenn sie an die Patientinnen und Patienten weitergegeben oder
für Forschung und Qualitätsverbesserung im Gesundheitsbereich verwendet werden. 
Block drei umfasste die Behandlung diverser Punkte im Bereich der Marktüberwachung
und Meldepflicht. Zwar wurden die Anträge gründlich besprochen, am Ende obsiegte
jedoch die Kommissionsmehrheit mit ihren Anträgen, die die Regierungsvorlage
vorwiegend ergänzten, nicht jedoch inhaltlich substanziell abänderten. Einzig ein von
der SGK vorgeschlagenes Informationssystem "Antibiotika in der Veterinärmedizin"
wurde auf Antrag Frehner (svp, BS) mit 90 zu 87 Stimmen knapp nicht in das Gesetz
aufgenommen.
Nach intensiver Debatte über einen ganzen Tag hinweg überwies der Nationalrat die
veränderte Vorlage dem Ständerat mit 139 zu 43 Stimmen zur Konsultation. Geschlossen
gegen die Vorlage stand die SP-Fraktion, von der alle 43 Gegenstimmen stammten.
Namens ihrer Fraktion konstatierte Silvia Schenker (sp, BS), dass das Patientenwohl –
erklärtes Ziel der Vorlage – nicht mehr im Zentrum stehe, sondern die Frage, wessen
Taschen besser gefüllt werden könnten. Sie SP wolle nicht Hand bieten zu einer
„Gesetzesrevision, die wenigen, aber mächtigen Interessengruppen dient, statt allen
Patientinnen und Patienten mehr Sicherheit zu geben.“ Insbesondere die Ablehnung
des Antibiotika-Informationssystems stiess den Sozialdemokraten sauer auf, weil dies
ein Instrument zur Kontrolle von Antibiotikaresistenzen hätte werden können. 

In der Wintersession kam das Geschäft in den Ständerat, wo es ebenfalls über zwei Tage
hinweg besprochen wurde. Die SGK-SR gelangte mit einer Vielzahl an
Änderungsanträgen an das Ratsplenum, sowohl bezüglich der Regierungsvorlage, als
auch bezüglich der im Nationalrat beschlossenen Version. Jedoch ist festzuhalten, dass
die Anträge der SGK-SR mit relativ deutlichen Mehrheiten zustande gekommen waren
und nur wenige Minderheitsanträge im Raum standen. Eintreten war unbestritten und
Ständerat Felix Gutzwiller (fdp, ZH) lobte die Vorarbeit des Nationalrates. Die
Änderungen gingen in die richtige Richtung, so Gutzwiller. Er honorierte jedoch auch
die Arbeit der SGK des Ständerates, welche die Vorlage seiner Einschätzung nach
nochmals weiterentwickelt habe. Die Detailberatung begann mit der Definition
verschiedener Begrifflichkeiten. Der Nationalrat hatte in Ergänzung zur
Bundesratsvorlage zahlreiche zusätzliche Begriffe per Gesetz definiert. Viele davon
wollte die Mehrheit der SGK-SR wieder eliminieren, einerseits weil diese Definitionen in
der betreffenden Verordnung geregelt werden können, und andererseits, weil eine
Definition per Gesetz verhindere, das neue Erkenntnisse aus Forschung und Praxis
unmittelbar angewendet werden könnten. Eine Minderheit Bischofberger (cvp, AI)
beantragte, die Anpassungen des Nationalrates beizubehalten. Dezidierte Auffassung
der Minderheit war es, dass die vom Nationalrat eingeführten Begriffe zu
weiterführenden Themen wie der Übernahme von einschlägigen EU-
Gesetzesänderungen, Herstellungsbewilligungen für Arzneimittel, wissenschaftlichen
Entwicklungen und vor allem der Selbstdispensation in der Verantwortung des
Parlamentes sein müssen, und somit im Gesetzestext und nicht in der Verordnung ihren
Niederschlag finden sollten. Entsprechend sollten allfällige Änderungen tatsächlich vom
Parlament beschlossen werden müssen. In die gleiche Richtung argumentierte Felix
Gutzwiller (fdp, ZH) der zwar anmerkte, dass eine Begriffsdefinition in einem
Bundesgesetz etwas sonderbar sei, es jedoch richtig fand, neue, noch nicht definierte
Begriffe erstmals zu umschreiben. Kommissionssprecherin Lilian Maury Pasquier (sp,
GE) ersuchte das Ratsplenum nochmals im Sinne der bestmöglichen Legiferierung der
Mehrheit zu folgen, eine Differenz zum Nationalrat einzugehen und dadurch in der
Folge die Möglichkeit offen zu halten, abermals über diese Definitionen zu befinden. Ihr
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Appell zeigte jedoch nicht die erhoffte Wirkung: Mit 22 zu 21 Stimmen folgte der Rat der
Minderheit und beliess damit die Übernahme des Definitionenkatalogs im HMG. 
Bezüglich Unterlagenschutz wurde zwar nur wenig diskutiert, jedoch ergaben sich
Differenzen zum Nationalratsentwurf. Der Schutz geistigen Eigentums und der Schutz,
aber auch die Förderung der Forschung waren nicht umstritten. Dagegen seien die
Schutzdauer und deren Ausgestaltung, insbesondere bezüglich seltener Krankheiten
und Kinderkrankheiten, noch nicht zufriedenstellend geklärt, so
Kommissionspräsidentin Liliane Maury Pasquier. Sogleich wurden Präzisierungen und
Änderungen dahingehend vorgeschlagen, dass eine Schutzdauer auf 10 Jahre festgelegt
werden könne, wenn ein bedeutender klinischer Nutzen gegenüber bestehender
Therapien erwartet werden kann und die Therapie durch umfangreiche klinische
Prüfungen gestützt wird. Es gehe der SGK-SR darum, einen klinischen Nutzen zu
definieren, und nicht einfach nur den Aufwand, wie dies in der nationalrätlichen
Version der Fall sei, führte Felix Gutzwiller (fdp, ZH) aus. Es gehe nicht darum,
Konkurrenzpräparate zuzulassen oder nicht, sondern den Unterlagenschutz für echte
Innovationen zu gewährleisten. Entsprechend wurde dieser Antrag im Plenum
gutgeheissen. Weiter gab eine Anpassung in der Norm zur vereinfachten Zulassung von
Arzneimitteln Anlass zu Diskussionen. Der Nationalrat hatte beschlossen, in der EU
zugelassene Medikamente in der Schweiz unter gegebenen Umständen vereinfacht
zuzulassen, was die Kommissionsmehrheit des Ständerates wieder streichen wollte.
Eine Minderheit Bruderer Wyss (sp, AG) wollte diesen Passus in abgeschwächter
Formulierung beibehalten. Begründet wurde dies mit der Höhe der Hürde, die nicht
dem eigentlichen Ziel, der Zulassungsvereinfachung, diene. Zudem schaffe eine
Differenz zum Nationalrat nochmals die Chance, sich vertieft mit dem Thema
auseinanderzusetzen. Die Ständerätinnen und Ständeräte folgten diesem Antrag jedoch
mit 26 zu 13 Stimmen nicht. In weiteren Punkten folgte der Ständerat seiner
Kommission, die mehrheitlich die Version des Nationalrates unterstützte. Erst bei der
Behandlung der Verschreibmodalitäten und der Arzneimittelabgabe gab es erneut
Minderheitsanträge. Besonders die Frage um die Pflicht, den Patientinnen und
Patienten Rezepte ausstellen zu müssen, war umstritten. Im Sinne der
Patientensicherheit sprach sich wiederum eine Minderheit Bruderer Wyss (sp, AG) für
die nationalrätliche Fassung aus. Die Kommissionsmehrheit dagegen sah in der
Rezepte-Ausstellungspflicht einen unnötigen bürokratischen Aufwand und wollte den
Passus streichen. Stellvertretend gab Felix Gutzwiller (fdp, ZH) zu bedenken, dass mit
der Selbstdispensation ein Ausstellen von Rezepten hinfällig sei. So unterlagen die
Minderheitsanträge erneut mit 26 zu 18 bzw. 27 zu 16 Stimmen. Nach einwöchigem
Unterbruch griff der Ständerat die langwierige und komplizierte Revision des HMG noch
in der Wintersession wieder auf, um die Beratung abzuschliessen. Eine gewichtige
Differenz schuf der Ständerat an diesem zweiten Beratungstag, indem er das im
Nationalrat zuerst lange besprochene, dann gestrichene "Informationssystem
Antibiotika in der Veterinärmedizin" wieder in die Vorlage aufnahm. Wichtig war dies
dem Ständerat auch aufgrund des Auftrags einer 2013 überwiesenen Motion Heim (sp,
SO), welche eine Antibiotikastrategie auch für die Veterinärmedizin gefordert hatte.
Grundsätzlich ging es aber mit diesem Schritt explizit darum, Antibiotikaresistenzen in
den Griff zu bekommen. Zu weiteren Diskussionen gab die Aufgabengestaltung zur
Informationstätigkeit des Heilmittelinstituts und insbesondere die Normen zur Führung
eines Arzneimittelverzeichnisses Anlass. Einige Absätze wurden daraufhin vom
Ständerat aus der Vorlage gestrichen. Abschliessend wurde ein Einzelantrag Fetz (sp,
BS) zur Präzisierung der Strafbestimmungen im Zusammenhang mit der
Inumlaufbringung von Arzneimitteln gutgeheissen und diverse Änderungen bisherigen
Rechts abgesegnet, teilweise in Ergänzung des nationalrätlichen Entwurfs. In der
Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 40 Stimmen einstimmig dem Nationalrat zur
Differenzbereinigung zurückgegeben. Die grosse Kammer wird sich im Jahr 2015 mit
den vorgenommenen Änderungen auseinandersetzen müssen. 29
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Medizinische Forschung

Der Nationalrat beriet als erster das Bundesgesetz über genetische Untersuchungen
beim Menschen (GUMG). Mit dem neuen Gesetz werden die Voraussetzungen für
genetische Untersuchungen im Medizinal-, Arbeits-, Versicherungs- und
Haftpflichtbereich festgelegt sowie die Erstellung von DNA-Profilen geregelt, sofern
diese nicht schon im DNA-Profil-Gesetz erfasst sind. Ausgenommen bleibt der ganze
Forschungsbereich; er soll in einem separaten Gesetz geregelt werden. Bundesrat
Blocher steckte das Spannungsfeld der Diskussionen ab, indem er meinte, die
genetische Diagnostik sei für die Kranken mit Hoffnung, für die Wirtschaft mit Visionen
und für die Gesellschaft mit Ängsten verbunden. Eintreten wurde ohne Gegenantrag
beschlossen. In der Detailberatung gaben vor allem zwei Punkte zu reden, nämlich
pränatale Tests und das Einsichtsrecht der Versicherer in frühere genetische
Untersuchungen. Bei den Untersuchungen am Ungeborenen setzte sich die gegenüber
der Version des Bundesrates restriktivere Formulierung der Kommission durch, welche
die genetischen Untersuchungen strikt auf den medizinischen Bereich einschränkte
und Begriffe wie „Lebensplanung“ ausmerzte, welche eine eugenische Note enthalten
könnten; pränatale Tests sind lediglich zugelassen, um beim ungeborenen Kind
mögliche Anomalien zu diagnostizieren. Neben der allgemeinen Information, wie sie der
Bundesrat postuliert hatte, soll den Eltern auch eine psychosoziale Beratung angeboten
werden. Ein Antrag Wäfler (edu, ZH) für ein völliges Verbot derartiger Tests wurde mit
134 zu 12 Stimmen deutlich verworfen. 

In der Frage des Einsichtsrechts von Privatversicherungen vor Abschluss eines
Versicherungsvertrags hatte der Bundesrat vorgeschlagen, Nachforschungen
zuzulassen, falls die Versicherungssumme einen gewissen Betrag übersteigt (400'000
Fr. für eine Lebensversicherung, 40'000 Fr. pro Jahr bei Invalidität). Er begründete dies
damit, dass es zu verhindern gelte, dass sich Personen im Wissen um ihr hohes Risiko
zu günstigen Prämien einen teuren Versicherungsschutz auf Kosten des Kollektivs
verschaffen. Die Kommission schlug demgegenüber ein striktes Nachforschungsverbot
vor, weil Genanalysen zu einem mächtigen Instrument der Versicherer werden und zum
„gläsernen Menschen“ führen könnten. Eine Minderheit Noser (fdp, ZH) unterstützte
grundsätzlich die Fassung des Bundesrates, wollte die Hürden für Nachforschungen
aber tiefer halten (250'000 resp. 25'000 Fr.). Schliesslich setzte sich der Bundesrat mit
94 zu 82 Stimmen gegen den Antrag Noser und mit 97 zu 59 gegen die Kommission
durch.

Der Ständerat schloss sich in allen wesentlichen Punkten der grossen Kammer an. Ein
Antrag Fetz (sp, BS) für ein völliges Nachforschungsverbot für Privatversicherungen
wurde mit 32 zu 9 Stimmen abgelehnt. Eine Differenz schuf die kleine Kammer bei den
Informationsstellen für pränatale Untersuchungen. Er befand, die psychosoziale
Beratungspflicht würde die kantonalen Stellen für Schwangerschaftsberatung
überfordern und zu zusätzlichen Kosten für die Kantone führen; die medizinische
Information durch die Ärzteschaft sei ausreichend. Diese Differenz konnte erst in der
dritten Runde durch eine Kompromissformulierung des Ständerates ausgeräumt
werden, wonach die zuständigen Stellen informieren und „in allgemeiner Weise“ eine
Beratung über pränatale Untersuchungen anbieten. Das neue Gesetz wurde in der
Schlussabstimmung im Nationalrat mit 169 zu 9 Stimmen und im Ständerat einstimmig
angenommen. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
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MARIANNE BENTELI

Suchtmittel

Die Drogenpolitik mit den vier Säulen Prävention, Therapie, Überlebenshilfe und
Repression wird dauerhaft im Recht verankert. Der Ständerat stimmte dieser von der
SGK des Nationalrates ausgearbeiteten Revision des Betäubungsmittelgesetzes zu,
welche den Bereich Cannabis-Konsum bewusst ausklammert, da wegen dieser Frage
2004 eine umfassende Revision an der Opposition im Nationalrat gescheitert war. Um
nicht das Geschäft erneut zu gefährden, zog Fetz (sp, BS) ihren Antrag zurück, das
„Kiffen“ ab 18 Jahren für straffrei zu erklären. Als Entgegenkommen an die grosse
Kammer übernahm der Ständerat deren einleitende Formulierung, wonach das
Hauptziel der Drogenpolitik die Förderung der Abstinenz ist, fügte aber den
relativierenden Begriff „namentlich“ ein. Er präzisierte zudem die
Nationalratsbeschlüsse dahingehend, dass in der Medizin Drogen als Schmerzmittel
verwendet werden dürfen. Ebenso strich er diskussionslos Heroin aus der Liste der
verbotenen Substanzen; da die heroingestützte Behandlung in der Vier-Säulen-
Therapie ausdrücklich vorgesehen sei, wäre ein grundsätzliches Verbot der Anwendung
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dieser Substanz widersinnig. Die Vorlage wurde in der Gesamtabstimmung einstimmig
verabschiedet. 31

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Le parlement a continué le traitement du premier volet de la sixième révision de l’AI
(Révision 6a) présentée par le Conseil fédéral l’année précédente visant à consolider
financièrement l’assurance au vu du 1,1 milliard de déficit prévu en 2018. Au Conseil des
Etats, les sénateurs ont maintenu certaines divergences avec le Conseil national. Ainsi,
ils ont rejeté la possibilité introduite par le Conseil national d’autoriser les offices AI à
former des commissions consultatives pour soutenir les mesures d’insertion. De même,
ils ont refusé de donner la possibilité aux autorités de l’AI de lancer un recours contre
un assuré bénéficiant d’un placement à l’essai si celui-ci a commis une simple
infraction par négligence. En revanche, ils ont rejeté par 24 voix contre 7 une minorité
Fetz (ps, BS) proposant au gouvernement de dresser une liste des diagnostics
potentiellement visés par un réexamen de rente. Ils ont de la sorte adhéré à la décision
du Conseil national de réexaminer toutes les rentes, sauf celles des plus de 55 ans et
celles datant de plus de quinze ans, et de déterminer lesquelles peuvent être réduites
ou supprimées au profit d’une réinsertion sur le marché du travail. Le Conseil national a
adhéré à la proposition du Conseil des Etats. Au vote final, la chambre haute a adopté le
projet par 33 voix contre 7 et la chambre basse par 125 voix contre 57. La gauche s’est
très majoritairement opposée au projet. Les organisations de défense des handicapés
ont menacé de lancer un référendum. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Au Conseil des Etats, les sénateurs ont rejeté par 27 voix contre 13 une proposition de
minorité Fetz (ps, BS) demandant un renvoi au Conseil fédéral afin d’évaluer les effets
de la cinquième révision de l’AI et de recenser le nombre de rentiers souffrant de
troubles somatoformes qui ont été réinsérés dans le monde du travail une année après
l’entrée en vigueur de la révision 6a. La minorité a estimé que la révision proposée se
concentre beaucoup sur les mesures d’économie sans véritablement proposer de
mesures de réinsertion effective sur le marché de l’emploi. Lors de la discussion par
article, les sénateurs ont rejeté par 19 voix contre 15 une proposition de la commission
visant à limiter les mesures de réadaptation dans le temps à deux ans maximum avec
des possibilités de prolongement exceptionnel d’une année. Le Conseil fédéral a estimé
que cela concerne les personnes souffrant de handicap psychique qui sont facilement
sujettes à des rechutes et donc qu’il est inutile et contreproductif de limiter cette
durée dans le temps. Le Conseil des Etats a rejeté par 31 voix contre 12 une minorité
Maury Pasquier (ps, GE) demandant l’abrogation de l’autorisation de suspendre le
versement d’une rente à titre provisionnel sans préavis lors de soupçon de fraude. Il a
également rejeté par 31 voix contre 12 une minorité Amstutz (udc, BE) visant
principalement à diminuer les rentes si les liquidités et les placements de fonds
tombent en dessous de 40%. Il a en revanche adopté par 34 voix contre 8 une minorité
Maury Pasquier (ps, GE) recommandant d’adhérer à la proposition du Conseil fédéral et
de rejeter celle de la commission qui souhaite supprimer la limite dans le temps de la
suspension de l’adaptation des rentes à l’évolution des prix. Il a également adopté par
31 voix contre 12 une proposition émanant de sa commission souhaitant ne pas toucher
aux droits acquis des personnes de moins de 55 ans. Au vote d’ensemble, les sénateurs
ont adopté la loi par 30 voix contre 9. Lors de la discussion, le traitement de la loi a été
séparé en deux afin d’examiner dans un deuxième volet la question de la répartition du
financement des frais de traitement en établissement hospitalier des bénéficiaires de
l’AI. Ainsi, les sénateurs ont adopté une proposition Kuprecht (udc, SZ) visant à
maintenir la part des cantons à 20% des coûts et celle de la Confédération à 80%.
L’expiration de la précédente répartition à la fin de l’année aurait soumis les différents
acteurs à la loi sur le financement hospitalier et aurait entrainé l’augmentation de la
part des cantons à 55%. 33
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Krankenversicherung

Beim Sozialziel in der Prämienverbilligung übernahm der Bundesrat das im Vorjahr von
den Kammern im Grundsatz genehmigte Modell mit den unterschiedlichen
Einkommenskategorien und der Privilegierung von Familien mit Kindern. Zu dessen
Umsetzung wollte er den Kantonen gestaffelt CHF 200 Mio. zusätzlich zur Verfügung
stellen. Die Kantone, welche im Vorjahr im Rahmen der gescheiterten KVG-Revision
massgeblich an einer differenzierten Lösung zur Einführung eines Sozialziels
mitgearbeitet hatten, stemmten sich noch vor Vorliegen der Botschaft plötzlich
dagegen und bezeichneten ein einheitliches Sozialziel als unzulässigen Eingriff in ihre
Kompetenzen. Diese Bedenken schlugen sich auch im Ständerat nieder, der die Vorlage
als erster behandelte. In der Kommission legte die Basler SP-Abgeordnete Fetz ein
Modell ihres Parteikollegen, Nationalrat Rossini (VS), auf den Tisch, welches als geeignet
erachtet wurde, die Akzeptanz der KVG-Revision in diesem Punkt zu erhöhen. Fetz
schlug vor, dass Familien mit einem steuerbaren Haushalteinkommen bis CHF 75'000
für ihre Kinder und Jugendlichen in Ausbildung keine Krankenkassenprämien mehr
bezahlen sollten. Diese würden vom Staat übernommen und aus den Geldern finanziert,
die der Bund den Kantonen für die Umsetzung des Sozialziels zusätzlich zur Verfügung
stellen wollte. Ständerat Schwaller (cvp, FR) legte Ende August ein verfeinertes Modell
vor, welches den Vorschlag Fetz für die Kinder übernahm, die Eltern von Jugendlichen
in Ausbildung aber stärker entlastete (Einkommenslimite CHF 114'000).

Das Sozialziel, wie es vom EDI vorgeschlagen wurde, hatte offenbar auch im BR einen
schweren Stand gehabt; dem Vernehmen nach mochten es die Bundesräte Blocher,
Schmid und Merz nicht unterstützen. 34
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Arbeitslosenversicherung (ALV)

In der Sommersession befasste sich der Ständerat als Erstrat mit der Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Das Eintreten auf die Vorlage war unbestritten. Ein
Minderheitsantrag Fetz (sp, BS), welcher den Beitragssatz auf 2,3 anstatt der
vorgesehenen 2,2% anheben wollte, wurde mit 28 zu 8 Stimmen abgelehnt. In Bezug auf
die Zumutbarkeit der Annahme von Arbeit wurde für Personen bis zum 30. Altersjahr
eine Verschärfung vorgenommen. Bei der Erhöhung der Wartezeiten änderte der
Ständerat die Vorlage des Bundesrates ab. Dabei beschloss er eine
einkommensabhängig ausgestaltete Erhöhung der Wartezeiten für Personen ohne
Unterhaltspflichten. Mehrere Minderheitsanträge der Linken hatten im Ständerat keine
Chance. In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 30 zu 8 Stimmen
angenommen. 35
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Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

La parité femmes/hommes aurait presque pu être respectée lors de la séance du 29
mai 2018 au Conseil des Etats. En effet, plusieurs conseillères nationales s'étaient
déplacées vers la chambre haute pour assister au débat sur la modification de la loi sur
l'égalité. De longs échanges qui ont débouché sur «un accord placebo» selon la
sénatrice Anita Fetz (ps, BS), «un cancer que l'on soigne avec une aspirine» pour le
conseiller Raphaël Comte (plr, NE) ou encore un «plan B mal aimé» selon plusieurs
titres de la presse alémanique. En effet, l'obligation de transparence sur les salaires ne
touchera selon le projet des Etats que les entreprises employant plus de 100 personnes,
soit 0.85% d'entre elles, pour un taux de salariat concerné de 45%. De plus, les
entreprises ayant démontré leur égalité salariale par le passé ne seront plus soumises
au contrôle. Pour celles qui ne la respectent pas, aucune sanction, ni publication de
leur nom, contrairement au projet du sénateur Comte. La limite de validité de la loi est
fixée à 12 ans et elle sera réévaluée 9 ans après sa mise en œuvre. 36
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Im Berichtsjahr diskutierten die Räte in verschiedenen Fragestellungen die allfällige
Privilegierung von Weiter- und Ausbildungskosten im Steuerregime von Bund und
Kantonen. In der Sommersession behandelte der Ständerat als Erstrat das
Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und
Weiterbildungskosten, das der Bundesrat im März an die Räte geschickte hatte. Neu
sollen alle Aus- und Weiterbildungskosten nach dem ersten Abschluss auf der
Sekundarstufe II oder nach dem vollendeten 20. Lebensjahr (bei fehlendem Sek-II-
Abschluss) sowie freiwillige Umschulungskosten abzugsfähig sein. Dies ungeachtet der
Motivation (äussere Umstände oder Freiwilligkeit) und des Bezugs zum gegenwärtig
ausgeübten Beruf. Bei der direkten Bundessteuer schlug der Bundesrat vor, den Abzug
auf 6000.- CHF zu beschränken, bei den Staats- und Gemeindesteuern sind kantonale
Vorgaben massgeblich. Je nach Obergrenze des Abzugs rechnet der Bund mit
Mindereinnahmen von 5 bis 10 Mio. CHF. Insofern die Kantone sich mit ihren
Bestimmungen im Rahmen der Bundesregelungen bewegen, müssen sie mit
Steuerausfällen von 30 bis 60 Mio. CHF rechnen. Eintreten wurde ohne Gegenantrag
beschlossen. Zu reden gaben zum einen die Höhe des vorgesehenen Abzugs, zum
anderen seine steuertechnische Ausgestaltung. Mit Hinweis auf die hohen
Weiterbildungskosten von Berufskadern, die zum Erhalt ihrer Arbeitsmarktfähigkeit
besonders darauf angewiesen seien, sich stets weiterzuentwickeln, verdoppelte die
ständerätliche Wirtschafts- und Abgabekommission (WAK-SR) die vom Bundesrat
vorgesehene Obergrenze. Eine Minderheit Fetz (sp, BS) wollte bei der tieferen
Obergrenze des Bundesratsentwurfs bleiben. Sie hielt fest, dass damit rund 85% aller
Weiter- bzw. sekundärer Ausbildungen kostendeckend finanziert wären. Mit 21 zu 13
Stimmen folgte der Rat jedoch seiner Kommissionsmehrheit. Ein Antrag Schweiger (fdp,
ZG), der das Anliegen einer Zuger Standesinitiative für einen Abzug der Aus- und
Weiterbildungskosten von Kindern und Jugendlichen auf Kantons- und Bundesebene in
die Vorlage integrieren wollte (siehe nachfolgend), wurde zurückgezogen. In der
Schlussabstimmung passierte das Geschäft mit 24 zu vier Stimmen bei zwei
Enthaltungen. Auch als gesondertes Geschäft vermochte die erwähnte Zuger
Standesinitiative den Ständerat nicht zu überzeugen. 19 von 31 Standesvertretern waren
nicht zu einer entsprechenden Anpassung des Bundesgesetzes über die
Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden sowie des
Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer bereit. Der Nationalrat hat beide
Geschäfte im Berichtsjahr noch nicht behandelt. 37
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Berufsbildung

Als erster Rat beugte sich die Kleine Kammer über die Vorlage zur Berufsbildung
(Vorlage 1). Während die Zuwendungen an das Eidgenössische Institut für Berufsbildung
nicht umstritten waren, beantragte die Mehrheit der WBK-SR eine Erhöhung der vom
Bundesrat vorgesehenen Zahlungen an die Kantone. Dabei sollten der Zahlungsrahmen
(Pauschalbeiträge) um rund 36 Mio. auf 711,25 Mio. CHF und der Verpflichtungskredit
(Entwicklung Berufsbildung, Prüfungsbeiträge, Direktzahlungen) um rund 13 Mio. auf 83
Mio. CHF erhöht werden. Eine Kommissionsminderheit Fetz (sp, BS) wollte eine
Aufstockung der Zahlungen um insgesamt 100 Mio. Fr. (Zahlungsrahmen: +82 Mio.;
Verpflichtungskredit: +18 Mio. CHF). Damit sollte eine anteilsmässige Erhöhung des
Bundesbeitrags an die Berufsbildung von 22,2% auf die im Berufsbildungsgesetz (Art. 59
Berufsbildungsgesetz von 2009) vorgegebenen 25% erreicht werden. Mit 7 zu 23
Stimmen unterlag der Minderheits- dem Mehrheitsantrag, der einstimmig angenommen
wurde. Auf Empfehlung seiner WBK war dann aber der Nationalrat bereit, den
Gesamtkredit um 100 Mio. CHF aufzustocken. Ein von Rot-Grün und der CVP gestützter
Minderheitsantrag verlangte die Verwendung von 0,9 Mio. CHF der gesamthaft
gesprochenen Summe zugunsten der Dachverbände für Weiterbildung. Diese liefen mit
der Inkraftsetzung des Kulturförderungsgesetzes (KFG; vgl. Teil I, 8b, Kulturpolitik) per
1.1.2012 und der Verzögerung des geplanten Weiterbildungsgesetzes (siehe unten)
Gefahr, die angestammte finanzielle Unterstützung ihrer Sekretariate einzubüssen. Die
Kommissionsminderheit begründete ihren Antrag damit, dass die Unterstützung der
Weiterbildungsdachverbände – bis zur Umsetzung des Weiterbildungsgesetzes – im
Rahmen des zur Debatte stehenden Berufsbildungsgesetzes erfolgen könnte. Die
Gegner des Antrags wiesen auf alternative Fördermöglichkeiten der kulturellen
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Erwachsenenbildung über die Kulturbotschaft oder über Projektförderkredite des BBT
hin. Knapp, mit 82 zu 71 Stimmen hiess der Rat den Minderheitsantrag gut. In der
Differenzbereinigung beschloss der Ständerat Festhalten am moderateren
Gesamtkredit, den er in der ersten Lesung beschlossen hatte. Für die Sekretariate der
Weiterbildungsdachverbände empfahl eine Mehrheit der WBK-SR in Übereinstimmung
mit ihrer Schwesterkommission den alternativen Weg über die gezielte
Projektförderung. Die gesetzlichen Grundlagen für eine Finanzierung über das
Berufsbildungsgesetz seien nicht gegeben. Eine Kommissionsminderheit um Felix
Gutzwiller (fdp, ZH) wies die Ratsmitglieder darauf hin, dass sie in der vorangehenden
Sommersession eine Motion angenommen hatten, die den Bund auf eine
Übergangsfinanzierung für die sieben betroffenen Dachverbände verpflichtete. Damit
vermochte sie eine Ratsmehrheit von einer Übergangsfinanzierung über den
Berufsbildungskredit zu überzeugen. Die Frage des Gesamtkredits blieb die letzte
Differenz in der Berufsbildungsvorlage. Da beide Räte in der Differenzbereinigung auf
ihrer Position beharrten, ging das Geschäft in die Einigungskonferenz. Ihre Empfehlung,
in der Frage dem Nationalrat zu folgen und den Gesamtkredit für die Berufsbildung um
100 Mio. CHF zu erhöhen, wurde schliesslich von beiden Räten akzeptiert. 38

En mai 2006, le peuple et les cantons ont validé, à une large majorité, les nouvelles
dispositions constitutionnelles sur la formation. L’article 64 de la Constitution a inscrit
la formation continue dans le puzzle suisse de la formation. La Loi sur la formation
continue concrétise ce mandat constitutionnel. Le paysage suisse de la formation est
composé de différentes entités comme l’instruction publique cantonale, la formation
professionnelle, les hautes écoles ou encore la recherche. L’introduction de la
formation continue dans ce décor permet de créer les liens nécessaires entre
formation formelle et formation non formelle, ainsi que d’établir une politique globale
en matière de formation continue. En effet, au fil des années, une approche dispersée
sur la question de la formation perpétue un éparpillement des terminologies et un
enchevêtrement de différentes réglementations. Une réglementation étatique doit
permettre à la fois de définir la formation continue et surtout de l’intégrer au système
suisse de formation. Au final, l’objectif est de permettre à chaque individu de se former
tout au long de sa vie. La loi sur la formation continue doit fixer un cadre, mais garantir
aussi une certaine souplesse. Elle doit être organisée en priorité sur une base privée et
relativement à la responsabilité individuelle. Les interventions étatiques doivent, par
conséquent, être secondaires. 
L’étude de la loi sur la formation continue a mis à jour de nombreuses divergences au
sein des deux chambres. Les débats ont été animés lors de la session de printemps et
d’été. Pour commencer, le Conseil des Etats a globalement maintenu la ligne libérale du
texte. Les employeurs ne sont pas tenus de financer des congés de perfectionnement,
mais ils doivent favoriser la formation continue de leurs employés. A ce sujet, Peter
Föhn (udc, SZ) a rappelé les risques d’un carcan étatique trop prononcé. Pour lui
répondre, Géraldine Savary (ps, VD) a précisé que l’encouragement des employeurs à la
formation continue ne remettait pas en question la priorité de la responsabilité
individuelle dans le cadre de la formation continue. L’idée d’obliger les employeurs à
fixer trois jours de congé maximum par an et par travailleur pour la formation continue
a été rejetée par le Conseil des Etats, tout comme un système de conseil et
d’orientation gratuit. Afin de ne pas gonfler le budget dédié à la formation continue, la
chambre des cantons a rejeté un projet de contrôle de qualité, l’idée d’octroi de
contributions financières à des projets de développement de la formation continue,
ainsi que la mise en place d’une stratégie nationale de coordination. Par contre, la loi
sur la formation continue devra favoriser la réinsertion professionnelle. L’intégration
des femmes doit être aussi importante que l’intégration des étrangers au marché du
travail, comme l’a souligné Anita Fetz (ps, BS). 
Ensuite, le Conseil national s’est emparé du projet. Il s’est d’abord opposé à la requête
du Conseil des Etats qui souhaitait seulement forcer les patrons à favoriser la formation
continue. La droite, en particulier, n’a pas voulu d’une régulation étatique trop dense.
Tout comme la chambre des cantons, celle du peuple a rejeté le projet d’un système
d’information et d’orientation gratuit. Le ministre de la formation, Johann Schneider-
Ammann, a rappelé qu’un tel système d’information existait déjà au niveau cantonal. En
ce qui concerne l’article sur la concurrence, les hautes écoles ont été écoutées. En
effet, la formation continue devra être offerte au prix du marché. Kathy Riklin (pdc, ZH)
a expliqué qu’une telle résolution permet de ne pas désavantager les universités et
hautes écoles vis-à-vis de la formation privée. Par ailleurs, un projet d’association de
lutte contre l’illettrisme n’a pas été incorporé à la loi. Au final, le Conseil national a
dessiné un cap encore plus libéral. 
Face aux divergences, le projet de loi sur la formation continue est retourné à la
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chambre des cantons. Le Conseil des Etats a maintenu sa position. En effet, tout
comme le Conseil fédéral et sa Commission de la science, de la culture et de
l’éducation (CSEC-CE),  il estime que les employeurs doivent favoriser la formation
continue. Il maintient donc cette disposition dans la loi, à l’encontre de la volonté du
Conseil national. Au sujet de la question de la concurrence, le Conseil des Etats s’est
légèrement écarté de son homologue. Il considère que les offres publiques devront
être proposées au minimum au prix coûtant, alors que le Conseil national avait fixé le
prix du marché. Ces deux divergences ont ramené la loi sur la formation continue au
Conseil national. La chambre du peuple a finalement mis sous toit la loi sur la formation
continue. Par 119 voix contre 66, elle a décidé de suivre le Conseil des Etats. Ainsi, les
employeurs devront favoriser la formation continue. Thomas Weibel (pvl, ZH) a précisé
que ces incitations étaient une obligation morale et non pas juridique, afin de
convaincre les indécis. La position de l’UDC et du PLR qui ne souhaitaient pas entraver
la loi avec des obligations morales n’a finalement pas été suivie. Au vote final, le Conseil
des Etats a accepté la loi fédérale sur la formation continue par 37 voix contre 6, alors
que le Conseil national l’a accepté par 147 voix contre 51. 39

Hochschulen

En 2012, l’Union des étudiant-e-s suisses (UNES) a déposé une initiative populaire sur
les bourses d’études. L’initiative vise une modification de l’article 66 de la Constitution
fédérale. L’objectif est une harmonisation à l’échelle nationale de l’octroi d’aide à la
formation aux étudiants du degré tertiaire. En d’autres termes, le domaine des bourses
d’études devrait, selon l’initiative, relever d’une compétence fédérale et non plus
cantonale. De plus, les aides à la formation doivent garantir un niveau de vie minimal.
L’initiative sur les bourses d’études a été validée et sera soumise au vote du peuple et
des cantons. Malgré le soutien des Verts et du Parti socialiste, le texte n’a pas été
accepté par le Parlement qui a cependant souligné qu’il soulevait les bonnes questions.
Ensuite, si le Conseil fédéral comprend la volonté d’une harmonisation du régime des
bourses d’études, il propose néanmoins le rejet du texte. Dans la logique, il a par
conséquent proposé un contre-projet indirect. Cette alternative vise une réforme
complète de la Loi sur les aides à la formation. Tout d’abord, avec cette réforme de la
loi fédérale de 2006, le Conseil fédéral souhaite une harmonisation ainsi qu’une
amélioration de l’égalité des chances d’accéder aux études supérieures. Ainsi, une telle
démarche doit permettre de consolider le pôle suisse de formation et de recherche.
Ensuite, il est nécessaire de préciser que les aides à la formation de la Confédération
ne seraient alors versées qu’aux cantons qui remplissent les conditions du concordat
intercantonal sur les bourses d’études de 2009. Ce concordat, tout comme l’initiative
de l’UNES, fixe des principes fondamentaux et des normes dans le cadre de l’octroi
d’aides à la formation. 
Le principal point de dissension entre le Conseil national et le Conseil des Etats s’est
situé au niveau de l’harmonisation matérielle fixée par le concordat intercantonal. Alors
que le Conseil national souhaitait que les subventions fédérales soient conditionnées
au versement d’une aide minimale de 16'000 francs, par an et par étudiant du degré
tertiaire, le Conseil des Etats a rejeté ce montant minimal. En effet, selon la chambre
des cantons, les subventions fédérales devraient être soumises uniquement, à des
dispositions formelles. D’un côté, le Conseil des Etats, par l’intermédiaire de Géraldine
Savary (ps, VD), a expliqué que de nombreux cantons perdraient leurs subventions, si
elles étaient conditionnées à des dispositions matérielles. Une minorité de gauche,
emmenée par Anita Fetz (ps, BS), a souligné que le montant minimal était un point
crucial de l’harmonisation et qu’il fallait choisir entre fédéralisme et égalité des
chances. Néanmoins, cette minorité n’a pas été écoutée. Le Conseil des Etats a rejeté
l’idée d’une harmonisation matérielle, une première fois par 28 voix contre 14, puis une
seconde fois par 29 voix contre 11. De l’autre côté, le Conseil national s’est obstiné à
imposer un montant minimal de 16'000 francs par an et par étudiant. Mathias Reynard
(ps, VS) a pris la parole pour expliquer que la situation actuelle était injuste, car le
montant d’une bourse d’étude dépendait aujourd’hui non pas du revenu des parents,
mais de son canton d’origine. Ainsi, le Conseil national a campé sur sa position d’abord
par 97 voix contre 90, puis de justesse, par 83 voix contre 80 et 6 abstentions. 
Face à cette divergence marquée, le débat a été envoyé en conférence de conciliation
qui a finalement suivi l’avis du Conseil des Etats. Par conséquent, le Conseil national a
accepté tacitement de renoncer à un montant minimal. La chambre des cantons lui a
emboîté logiquement le pas. Une seconde question a soulevé le débat. Alors que des
sénateurs de gauche proposaient que les subsides fédéraux soient répartis en fonction
des dépenses effectives en terme d’aide à la formation supérieure, la droite s’est
opposée à cette volonté. Ainsi, le montant des subventions fédérales continuera à être
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versé en fonction de la population résidante. Troisièmement, les étudiants des écoles
supérieures et les étudiants qui prennent part à des cours préparatoires en vue
d’examens professionnels auront aussi la possibilité d’accéder à des bourses d’études.
Au vote final, le contre-projet indirect du Conseil fédéral de modification de la loi sur
les aides à la formation a été soutenu par la chambre des cantons par 37 voix contre 5,
et par la chambre du peuple par 138 voix contre 53. De plus, nous pouvons préciser que
l’initiative sur les bourses d’études sera soumise au vote populaire en juin 2015. 40

Kultur, Sprache, Kirchen

Urheberrecht

Nachdem die WBK-SR bereits Anfang Jahr Stellung zum Entwurf zur
Urheberrechtsrevision bezogen hatte, war es in der Frühjahrssession 2019 am
Ständerat, sich der Vorlage anzunehmen. Wenig überraschend ging in diesem ein
Rückweisungsantrag Bischof (cvp, SO) ein, welchem auch oppositionslos stattgegeben
wurde. Kommissionssprecher Noser (fdp, ZH) mutmasste, dass der Antrag wohl auf das
weitläufige Lobbying um die Vorlage und die damit einhergehende Vielzahl an
umstrittenen Punkten zurückzuführen sei. Konkret forderte der Antrag, dass die
Kommission ihre bisherigen Entscheide überprüfen und hierfür insbesondere die
aktuelle Rechtsentwicklung in der EU berücksichtigen soll.
Im Fokus standen hierbei zwei grosse und auch umstrittene Artikel, die von der
Kommission eingebracht worden waren: Art. 13b, mit welchem der Vergütungsanspruch
der Journalistinnen und Journalisten geklärt wird und Art. 37a, der die
Vergütungsentschädigung für die Medienverlage regelt. Besonders dieser Art. 37a war
von grosser Bedeutung, da er unter dem Titel «Leistungsschutzrecht» auch im Rahmen
der aktuellen EU-Urheberrechtsreform virulent diskutiert wurde. Vereinfacht gesagt
sollen damit grosse Internetplattformen wie Google oder Facebook zur Kasse gebeten
werden, wenn sie journalistische Werke und insbesondere sogenannte «Snippets» –
Textanrisse und Artikelhinweise, die den Internetnutzern Vorabinformationen über die
zu erwartenden Inhalte der verlinkten Seiten liefern – zugänglich machen. Dies sei
insofern relevant, weil Snippets gleichzeitig für die Werbeeinnahmen relevante Besuche
von Websites generieren und verhindern, wie Noser erläuterte. Gerade diesen
Negativeffekt wollen die Verlage nun über ein Leistungsschutzrecht korrigieren, indem
eine gesetzliche Grundlage zur Beteiligung an den Werbeeinnahmen der verlinkenden
Seiten geschaffen werden soll. Noser argumentierte weiter, dass der
Kommissionsvorschlag sogar wesentlich weiter gehe als der in der EU diskutierte, da
man für die Schweiz ein Urheberrecht von Snippets während zehn Jahren vorsehe,
während die EU lediglich deren zwei angedacht habe. Dies wäre, wie auch Anita Fetz
(sp, BS) betonte, gleichbedeutend mit dem restriktivsten Urheberrecht in Bezug auf das
Internet. Zudem sei der Erfolg dieser Massnahme auch nicht garantiert wie man am
Beispiel von Deutschland und Spanien, wo das Schutzrecht bereits eingeführt wurde,
sehen könne. Lediglich Ständerätin Savary (sp, VD) sprach sich für das
Leistungsschutzrecht aus und gab zu bedenken, wenn die EU dieses einführe, drohe der
Schweiz die Isolation und somit drastische Folgen für die Schweizer Medienlandschaft.
Die neue EJPD-Vorstehende Karin Keller-Sutter, die sich seit ihrer Wahl in den
Bundesrat zum ersten Mal in diesem grossen Dossier beweisen musste, wies darauf hin,
dass diese Regelung in der EU selbst höchst umstritten sei – so sehr, dass die Menschen
auf der Strasse dagegen demonstrierten, weil sie um ihr freies Internet fürchteten.
Im Ständerat war man sich einig darüber, dass die von der Kommission eingebrachten
Vorschläge praktisch diametral zum ursprünglichen AGUR 12-Kompromiss stünden und
ohne eine gute Begründung kaum zielführend sein könnten. Dies sei nicht zuletzt auch
dem Umstand geschuldet, dass die Kommissionsberatung einem sehr engen Zeitplan
gefolgt sei und eine umfassende Diskussion somit kaum sichergestellt werden konnte.
Um aus der Ständeratsdebatte keine Kommissionsdebatte zu machen, wie u.a. Filippo
Lombardi (cvp, TI) einwandte, sei es wohl angebracht, dass sich die Kommission erneut
über die Vorlage beuge – auch wenn Hannes Germann (svp, SH) offensichtliche Zweifel
am Nutzen der Rückweisung äusserte und den anderen Ratsmitgliedern vorwarf, zu
hohe Erwartungen an diese zu haben. Dennoch wurde die Vorlage nach dem
Eintretensbeschluss ohne Gegenantrag für eine erneute Überarbeitung an die
Kommission zurückgegeben. 41
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